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Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat sich 
zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2030 die benöti-
gte elektrische Energie bilanziell zu 100 Prozent 
aus Erneuerbaren Energien im Landesgebiet zu 
erzeugen. Zur Erreichung dieses Ziels kommt der 
Windenergie eine entscheidende Bedeutung zu. 

Ende 2012 waren in Rheinland-Pfalz 1.240 An-
lagen mit einer installierten Leistung von über 
1.900 Megawatt (MW) in Betrieb. Diese soll bis 
2030 auf 7.500 MW ansteigen. In der Teilfort-
schreibung des Landesentwicklungsprogramms 
(LEP IV) wird festgelegt, dass mindestens zwei 
Prozent der Landesfläche und darin mindestens 
zwei Prozent der Fläche des Waldes für die Wind
energienutzung bereitgestellt werden sollen. Zum 
Wohl von Natur und Landschaften sollen jedoch 
schützenswerte Gebiete des Landes von einer 
Windenergienutzung freigehalten werden. Jede 
Region soll nach ihren Möglichkeiten einen Bei-
trag dazu leisten. Zur Sicherstellung eines geregel-
ten Ausbaus soll die Windenergie auf geeignete, 
windhöffige Standorte konzentriert werden.

Die Kreise, Städte, Verbands- und Ortsgemein-
den spielen in diesem wichtigen Bereich zur 
Umsetzung der Energiewende eine wesentliche 
Rolle. Für den Ausbau der Windenergie ist neben 
hoher Akzeptanz in der Bevölkerung und dem 
Konsens zwischen benachbarten Kommunen 

eine gerechte Verteilung der Wertschöpfung von 
Bedeutung. 

Diese Broschüre beschreibt neben Möglichkeiten 
der Wertschöpfungsoptimierung durch kommu-
nale Beteiligungen insbesondere Möglichkeiten 
der interkommunalen Zusammenarbeit. 

Am Anfang stehen ausgewählte Beispiele aus 
der Praxis. Diese stehen stellvertretend für viele 
andere rheinland-pfälzische Kommunen, die 
ähnliche Projekte mit großem Engagement um-
setzen bzw. umgesetzt haben. Vertiefend werden 
dann die planerischen und rechtlichen Grund-
lagen sowie Kooperationsmodelle und Beteili-
gungsmöglichkeiten für Kommunen dargestellt.

Dieser Überblick ersetzt nicht die detaillierte 
Planung im konkreten Einzelfall. Ob und welche 
Beteiligungen und Kooperationen bei der Projek-
tierung von Windenergieanlagen sinnvoll sind, 
muss auf der Grundlage der jeweiligen Gegeben-
heiten vor Ort sorgfältig geprüft werden.

Der Umbau unseres Energiesystems kann nur 
gelingen, wenn sich starke Partner vor Ort unter 
Einbindung möglichst vieler Akteure engagieren. 
Rheinland-Pfalz ist hier bereits auf einem guten 
Weg, den wir auch in Zukunft gemeinsam wei-
tergehen wollen! 

Vorwort

Eveline Lemke
Ministerin für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie  
und Landesplanung Rheinland-Pfalz

Bürgermeister Ralph Spiegler
Landesvorsitzender des Gemeinde- und Städtebundes  
Rheinland-Pfalz
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Technische Grundlagen
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Die Windenergie gehört zu den am längsten 
vom Menschen genutzten Energieformen. Zuerst 
stand die Nutzung des Windes zur Fortbewegung 
im Vordergrund, später die mechanische Nutzung 
als Windpumpe oder Windmühle. Inzwischen 
wird die Windenergie vor allem zur Stromerzeu-
gung genutzt. Dabei wird die kinetische Energie 
des Windes mit den Rotorblättern des Windrades 
in mechanische Energie und dann über einen 
Generator in elektrische Energie umgewandelt.
 
Den größten Einfluss auf die Energie, die dem 
Wind entnommen werden kann, haben die 
Windgeschwindigkeit und die Rotorfläche. Daher 
geht die Tendenz bei der Weiterentwicklung von 
Windenergieanlagen zu Anlagen mit immer grö-
ßeren Rotorblättern und immer höheren Türmen. 
Moderne Windenergieanlagen haben heute zum 
Teil Rotordurchmesser von mehr als 100 Meter 
und erreichen Nabenhöhen von 135 Meter und 
mehr. Die durchschnittlich installierte Leistung 
pro Windrad lag 2012 zwischen zwei und drei 
Megawatt (MWel). Die derzeit leistungsstärksten 
Windenergieanlagen erreichen eine Leistung von 
7,5 MWel. 

Der jährliche Stromertrag einer Windenergie-
anlage mit einer Leistung von zwei MWel sollte 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten bei vier  
Millionen kWhel/a und mehr liegen, bei einer 
Windenergieanlage mit einer Leistung von drei  
MWel bei sechs Millionen kWhel/a und mehr.

Die wesentlichen Bauteile einer Windenergie
anlage sind: 

Das Fundament besteht in der Regel aus Stahl-
beton. Es sichert die Standfestigkeit und die Ab-
leitung der Lasten der Windenergieanlage in den 
Boden. Dabei ist im Vorfeld immer die Tragfä-
higkeit des Bodens durch ein Bodengutachten zu 
prüfen. Neben der Bewehrung und dem Beton, 
gehört zum Fundament das sogenannte Funda-
mentbauteil, eine Art Adapter zum Turm. Auch 
der Blitzschutz und der Einbau von Leerrohren 
für Leitungswege gehören zum Fundamentbau 
einer Windenergieanlage.

Der Turm ist inzwischen zumeist das größte 
und schwerste Teil einer Windenergieanlage.  
Es werden hauptsächlich Rohrtürme aus Stahl 
eingesetzt oder bei größeren Nabenhöhen im 
unteren Turmbereich Stahlbeton-Turmele-
mente. Die Turmlänge beträgt üblicherweise 
das 1- bis 1,8-fache des Rotordurchmessers. Der 
Anteil an den Gesamtinvestitionskosten einer 
Windenergieanlage liegt zwischen 15 und 25 
Prozent. Er ist auch für einen großen Teil der 
Montage- und Transportkosten verantwortlich.
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Die Gondel beherbergt das komplette Maschi-
nenhaus inklusive Generator, Kühlung, Steue-
rung, Hydraulik und je nach Bauart ein Getriebe. 
Es gibt Bauarten mit Getriebe, diese sind an der 
länglichen Gondelform erkennbar und Bauarten 
ohne Getriebe, erkennbar an der runden Gon-
delform. Der Großteil der Windenergieanla
genhersteller setzt auf das klassische Konzept 
mit Getriebe, bei dem die Drehzahl des Rotors 
auf die des Generators übersetzt wird. Nachteile 
sind dabei, dass Getriebe Verluste und Wärme 
produzieren, Kühlungs- und Wartungsbedarf 
haben und mit 10 bis 25 Prozent an den Investi-
tionskosten für die Windenergieanlage beteiligt 
sind. Anlagen ohne Getriebe sind wartungsärmer 
und weniger störanfällig. Dafür ist der in diesem 
Konzept eingesetzte Ringgenerator wesentlich 
größer, schwerer und teurer.
 
Der Rotor besteht aus der Rotornabe und den 
Rotorblättern. Die Rotorblätter an den leistungs-
stärksten Windenergieanlagen an Land erreichen 
eine Länge von über 60 Meter. Sie werden nach 
dem Vorbild von Flugzeugtragflächen gebaut 
und arbeiten nach dem Auftriebsprinzip. Der 
Wind strömt aufgrund der Bauform so um die 
Rotorblätter, dass oberhalb des Blattes ein Sog 
und unterhalb Druck entsteht. Die Blattwinkel 
werden an modernen Windenergieanlagen elek-
trisch verstellt (die so genannte Pitch-Regelung), 
somit kann die Leistung jederzeit kontrolliert 
werden.

Die Anbindung der Windenergieanlage an 
das allgemeine Stromnetz erfolgt über einen 
Transformator, in dem die Niederspannung 
von 400 oder 690 Volt auf Mittelspannung von 
20.000 Volt hochtransformiert wird. Manche 
Windparks speisen auch auf der 110 kV-Ebene 
ein. In der Regel werden in einem Windpark 
mehrere Windenergieanlagen auf einer Leitung 
zusammengefasst. Die erwartete Betriebs-
zeit von Windenergieanlagen beträgt etwa 
35 Jahre, der Vergütungszeitraum nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz beträgt 20 Jahre. 
Nach Ablauf der Betriebszeit muss die Anlage 
abgebaut und entsorgt sowie das Grundstück 
in den ursprünglichen Zustand zurückversetzt 
werden. Die Kosten des Rückbaus müssen in 
der Laufzeit der Anlage eingespart werden,  
um den Rückbau zu sichern. Diese Bedingungen 
werden auf der Grundlage des Baugesetz-
buchs in den Genehmigungen nach Bundes
immissionsschutzgesetz aufgeführt und in 
Verträgen festgehalten.
 
Immer häufiger werden Windenergieanlagen 
vor dem Ablauf der erwarteten Betriebszeit 
abgebaut und durch neue, leistungsstärkere 
Anlagen ersetzt, dem sogenannten Repowe-
ring. Diese Maßnahme kann für Betreiber wirt-
schaftlich sein, da neue Windenergieanlagen 
mehr als das doppelte an Leistung erreichen, 
und mehr als das fünffache an Strom pro Jahr 
erzeugen können, als vor 10 bis 15 Jahren. 
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best-Practice beispiele
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Praxis-Beispiele aus Rheinland-Pfalz zu Beteiligungsmöglichkeiten für Kommunen und Bürgern sowie zu 
Solidarpakten werden im folgenden Kapitel in Form von Interviews vorgestellt.

Best-Practice „VG Wörrstadt“
Markus Conrad ist seit 2003 Bürgermeister der Verbandsgemeinde 
Wörrstadt. Die Verbandsgemeinde Wörrstadt ist Vorreiter in Sachen 
Klimaschutz und beschäftigt sich seit vielen Jahren mit Themen der 
rationellen und regenerativen Energienutzung. Die Verbandsge
meinde betreibt seit Mai 2012 gemeinsam mit ihren Ortsgemeinden 
als erste Kommune in Rheinland-Pfalz eine eigene Windenergieanlage 
in einer Anstalt des öffentlichen Rechts.

Warum und wie haben Sie sich dazu entschlos­
sen, als Verbandsgemeinde eine Windkraftan­
lage zu betreiben?
 
Der Verbandsgemeinderat hatte 2007 einstimmig 
beschlossen, eine Modellkommune für regene-
rative Energien zu werden und bis 2017 den in 
der Verbandsgemeinde verbrauchten Strom zu 
100 Prozent aus Erneuerbaren Energien zu erzeu-
gen. Aufgrund des Ablaufs der bisherigen Strom-
lieferverträge und der Neuorientierung im Bereich 
der Stromversorgung erfolgte eine – teilweise 
europaweite - Ausschreibung für regenerativ 
erzeugten Strom. Bei dieser Ausschreibung der ge-
samten Stromlieferung in mehreren Losen an die 
Einrichtungen der Ortsgemeinden, Verbandsge-
meinden und der Werke bekam die ortsansässige 
Firma juwi, die mit uns deutschlandweit das erste 
Mal eine Kommune mit lokal erzeugtem Öko-
strom versorgt, bei einigen Losen den Zuschlag für 
das wirtschaftlichste Angebot. Aus wirtschaftli
chen und steuerlichen Gründen ist hierbei eine 
gewisse Ortsnähe der Windenergieanlagen zum 
Verbraucher nötig. Dies war leider bei unserem 
größten Stromverbraucher, der Kläranlage in 
Saulheim, nicht gegeben. Und lediglich dieses Los 
beinhaltete das einzige Angebot, bei dem wir im 
Vergleich zu unseren bisherigen Stromlieferverträ-
gen aus dem Jahr 2002 höhere Nettostrompreise 

zahlen mussten. Das brachte uns auf den Ge-
danken zur Eigenerzeugung. Zwei Gutachten von 
der Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH 
und der Transferstelle Bingen (TSB) belegten die 
Wirtschaftlichkeit des Betriebs eines Windrads in 
Gabsheim in einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
(AöR). 
 
Warum haben Sie sich konkret für die Ge­
schäftsform einer AöR entschieden?
 
Die Räte fast aller Ortsgemeinden (mit Ausnahme 
von einer) und der Verbandsgemeinderat haben 
beschlossen, die Aufgaben der Energieversorgung 
in einer gemeinsamen Anstalt des öffentlichen 
Rechts (AöR) zu bündeln. Hier gehören die Ener-
gieerzeugung, die Energienetze, die Straßenbe-
leuchtung und die Energiebeschaffung sowie das 
Ausgleichsflächenmanagement (nicht nur) für 
die Windenergie dazu. Der Betrieb in Form einer 
AöR hat für uns einen entscheidenden Vorteil: 
Im Vergleich zu einer GmbH haben wir deutlich 
bessere Konditionen für die Finanzierung. Über 
die Gewährträgerhaftung von Verbands- und 
Ortsgemeinden besteht eine hohe Sicherheit für 
die Finanzierer. Das Risiko des Betriebs unseres 
Windrads ist sehr gering, da es über die gesetz-
lich garantierte Mindestvergütung des erzeugten 
Stroms abgepuffert ist. 
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Durch das gemeinsame Engagement in der 
AöR drücken die Ortsgemeinden und die Ver
bandsgemeinde Ihren Willen für eine nachhal-
tige und gemeinsame Energieversorgung der 
Zukunft aus. 
 
Wie steht es mit der Wirtschaftlichkeit der 
Anlage?
 
Die Gutachten vor dem Kauf der Windenergie-
anlage haben die Wirtschaftlichkeit der Anlage 
positiv bewertet. Eine Mindestvergütung des 
erzeugten Stroms ist durch das EEG gewähr
leistet und für 20 Jahre garantiert. Da jeden 
Monat innerhalb der 20 Jahre entschieden wer
den kann, ob die Anlage über das EEG vergütet 
werden kann oder der Strom auf anderem Wege 
direktvermarktet wird, sind eher höhere Einnah-
men zu erwarten, da derzeit der Strom zeitweise 
von juwi zu einem etwas höheren Preis erworben 
und (lokal) vermarktet wird. Des Weiteren ist un-
sere Anlage mit einer Ertragsunter-, und Ober-
grenze vertraglich abgesichert. So bekommen 
wir bei einem deutlich von der Prognose nach 
unten abweichenden Ertrag des Windrads die 
Differenz bis zu einer garantierten Untergrenze 
erstattet. Umgekehrt bekommt juwi die Ver-
gütung der Erträge, die eine Obergrenze über-
schreiten. Somit ist für beide Seiten das Geschäft 
besser abgesichert. 

Gibt es genügend Akzeptanz für die Wind­
energie? Wie beteiligen Sie die Bevölkerung?
 
Die Akzeptanz für Windenergie ist in der Ver-
bandsgemeinde sehr hoch. Eine große Mehrheit 
der Bevölkerung steht hinter der Energiewen-
de in der VG Wörrstadt. In unserer Teilfort
schreibung des Flächennutzungsplans für die 
Windenergie haben wir die Bürgerinnen und 
Bürger umfassend informiert und wenig Gegen-
wind erfahren.
 
Eine direkte Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger ist bei späteren Windenergieprojekten 
zum Beispiel über Genossenschaften denkbar. 
Eine rheinhessische Energiegenossenschaft hat 

ihren Sitz bei uns in der Verbandsgemeinde
verwaltung, wir arbeiten bei den bisherigen 
Projekten im Bereich PV schon gut zusammen. 

Wie ist der weitere Ausblick beim Thema  
Energie?
 
Derzeit prüfen wir den Kauf weiterer Windkraft
anlagen. Mit der ersten können wir bilanziell 
schon den Stromverbrauch der öffentlichen 
Einrichtungen der VG Wörrstadt, der Ortsge
meinden und der VG-Werke decken. Weitere 
Windenergieanlagen tragen zur Energiewende  
in anderen Verbrauchssektoren bei.
 
Eine große Aufgabe für die nähere Zukunft wird 
für uns die Rekommunalisierung der Energie
netze sein. Die Netze sollen unter gesellschafter-
licher Beteiligung der AöR mit Partnern betrie-
ben werden.
 
Derzeit erarbeiten wir mit der Transferstelle Bin
gen ein Klimaschutzkonzept. Dieses soll in den 
kommenden Jahren umgesetzt werden. In die-
sem Zusammenhang werden wir im kommenden 
Jahr eine/n Klimaschutzmanager/in einstellen. 

Das Interview führten Berit Hauschild 

und Michael Münch, Transferstelle Bingen (TSB)
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Best-Practice  
„Windkraft auf dem Kandrich“
Bürgerbeteiligung als Geschäftsmodell – Die GEDEA-Ingelheim GmbH 

 
Wilfried Haas ist Geschäftsführer der GEDEA-Ingelheim GmbH. 
Bereits 1997 wurde die GEDEA-Ingelheim GmbH & Co. WKA Ingel-
heimer Wald / Kandrich KG, kurz die „Kandrich KG“ gegründet, die es 
allen interessierten Bürgern ermöglichte, sich finanziell an Windkraft
projekten auf dem Kandrich im Ingelheimer Stadtwald zu beteiligen. 
Seither wurden an diesem Standort drei Windenergieanlagen errich-
tet, an denen auch Bürger eigene Anteile haben. 

Herr Haas, wer genau hat sich für die Wind­
kraftanlage auf dem Kandrich interessiert und 
finanziell beteiligt? Können Sie etwas zur Ziel­
gruppe sagen? 
 
In die „Kandrich KG“ haben insgesamt 167 Kom-
manditisten rund zwei Millionen Euro an Eigenka-
pital eingebracht. Das waren etwa 25 Prozent der 
Investitionssumme. Der Großteil der Komman-
ditisten sind Privatpersonen. Es gibt aber auch 
kommunale Unternehmen, z. B. Stadtwerke, die 
sich beteiligt haben. 
 
Warum geht die GEDEA-Ingelheim GmbH den 
Weg der Beteiligungsmöglichkeiten? 
 
Zunächst sehen wir darin ganz klar ein Geschäfts-
feld. Wir sind ein Unternehmen und erbringen 
eine Dienstleistung. Mit unserem Konzept heben 
wir uns auch von der inzwischen stark gewach-
senen Zahl an Mitbewerbern ab. Es ist auch ein 
Argument für kommunale Entscheidungsträger, 
uns den Zuschlag für Projekte zu geben, weil 
wir echte Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger 
anbieten. 
 
Aber das Ganze hat auch einen ideellen Hinter-
grund. Schon 1990 haben wir das erste Windrad 

im Schwarzwald mit Bürgerbeteiligung errichtet. 
Damals war noch keine Rede von Energiewende 
und Atomausstieg. Seither arbeiten wir in diesem 
Themenbereich und wollen die Energiewende, die 
inzwischen in aller Munde ist, aktiv mit Akteuren 
vor Ort mitgestalten. Dies ist schließlich auch ein 
gesellschaftlicher Prozess. Die Energieerzeugung 
und -versorgung wird durch die Nutzung Erneuer
barer Energien zunehmend dezentralisiert. Für 
eine hohe Akzeptanz von Energieprojekten vor 
Ort müssen aus unserer Sicht die lokalen Akteure 
wie Bürger und Kommunen beteiligt werden, auch 
wirtschaftlich.  
 
Weshalb haben Sie sich für die Rechtsform der 
GmbH & Co. KG entschieden?
 
Es ist aus unserer Sicht für ein Großprojekt, wie 
die Errichtung eines Windparks, bei dem es um 
Investitionen in Millionenhöhe geht, die am bes
ten geeignete Form. Zunächst einmal ist es eine 
echte Beteiligung. Das bedeutet für mich auch 
Miteigentum und Mitbestimmung. Jeder Kom-
manditist hat, entsprechend seiner Einlage, ein 
Mitbestimmungsrecht. Die Gesellschafter ent-
scheiden darüber, was mit den Gewinnen passiert, 
ob diese ausgeschüttet werden, Neuinvestitionen 
getätigt werden oder wie viel Rücklagen gebildet 
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werden. Ein Mitspracherecht in diesem Umfang 
gibt es bei anderen, als Beteiligungsmodellen de-
klarierte Formen wie Fonds oder Genussrechten, 
nicht. Zum anderen gibt es die Haftungsbeschrän
kung, die im Vergleich zu einer GbR, die schneller 
und leichter zu gründen ist, deutliche Vorteile 
bringt.  
 
Auch Genossenschaften sind ein Modell für eine 
echte Bürgerbeteiligung. Im Vergleich zur GmbH 
& Co. KG können Genossenschaften folgende 
Nachteile haben: Unabhängig von seiner Einlage 
hat jeder Genosse das gleiche Stimmrecht, was 
durchaus nachteilig empfunden werden kann.  
Oft ist es bei Genossenschaften so, dass die 
technische und wirtschaftliche Betreuung ehren
amtlich übernommen wird. Am Anfang spielt 
dabei viel Enthusiasmus eine Rolle, und das Ganze 
funktioniert eine Zeitlang gut, aber Windkraftpro
jekte sind auf Zeithorizonte von 20 Jahren und 
mehr ausgerichtet. Die Projekt-Betreuung ist 
fortlaufend mit Arbeit verbunden und nimmt mit 
fortschreitendem Alter der Anlagen zu! Da kann 
dem ehrenamtlichen Engagement auch mal die 
Puste ausgehen. Bei unserem Modell ist zumin-
dest von vornherein klar, dass die Betreuung 
der Anlage, die technische und kaufmännische 
Betriebsführung von der GEDEA-Ingelheim GmbH 
gemacht wird, und zwar als Dienstleistung. Das 
gehört zu unserem Geschäft. Und so lange die 
Betriebsführung entsprechend bezahlt wird, ist 
die kontinuierliche Überwachung der Anlagen 
sichergestellt, unabhängig vom Engagement der 
Einzelpersonen.  

Gibt es eigentlich zugesicherte Mindest­
renditen?
 
Nein, die gibt es nicht. Der Einstieg als Komman-
ditist in unsere Projekte ist eine unternehmerische 

Beteiligung, die auch unternehmerische Risiken 
birgt. Es gibt gewisse Risiken, die sich auch nicht 
versichern lassen. Nehmen wir Extremfälle wie 
Krieg oder ein Atomunfall. Es kann auch passieren, 
dass unvorhersehbare Reparaturen anfallen, die 
nicht durch Gewährleistungen oder sonstige Ver-
sicherungen abgedeckt sind. In den letzten Jahren, 
insbesondere 2009 und 2010, haben wir erlebt, 
dass der Wind deutlich weniger geweht hat, als im 
Durchschnitt der Jahre zuvor. Dann sinken natür-
lich die Einnahmen und damit die Gewinne – es 
können sogar Verluste entstehen. Bei uns sind die 
Projekte und die Ertragsprognosen konservativ 
gerechnet, so dass vermieden wird, dass uner-
wartete Verluste auftreten. Wenn alles normal 
läuft, sind die Gewinne zum Teil deutlich höher, 
als prognostiziert. Aber eine zugesicherte Rendite 
gibt es nicht. 

Aktuell sind im Bürgerwindpark Kandrich KG 
alle Beteiligungsmöglichkeiten ausgeschöpft. 
Wie sieht die weitere Planung aus, insbesondere 
hinsichtlich neuer Beteiligungsmöglichkeiten?
 
Im letzten Jahr wurden noch Windkraftanlagen  
gebaut, die schon seit einigen Jahren in der Pla-
nung sind. Diese werden, was den Eigenanteil an-
geht, aus der bestehenden Kandrich KG finanziert. 
Dort gibt es keine weiteren Beteiligungsmöglich-
keiten. Aktuell haben wir für die Bürgerbeteiligung 
zum weiteren Ausbau des Kandrich die „Kandrich 
Bürgerbeteiligungs-KG“ gegründet. Diese hat im 
Herbst 2012 Beteiligungen in Höhe von insgesamt 
3,25 Millionen Euro eingeworben. 

Informationen dazu finden Sie auch auf unserer 
Internetseite www.gedea-ingelheim.com/beteili-
gung-kandrich.php. 

Das Interview führte Marc Meurer, Transferstelle Bingen (TSB)
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Best-Practice 
„Konversionsprojekte“
Umweltfreundlich Energie erzeugen und das Klima schützen –  
dazu bieten Konversionsflächen vielerorts ausgezeichnete Voraussetzungen. 
Sie können im ganzen Land zu Hotspots der Energiewende werden.

  Solarpark Westerwaldkaserne Montabaur

  Bürgerstrom Görgeshausen

  Energiespeicher Tanklager Lichtenborn

  Integrierter Stoff- und Energiekreislaufpark Flugplatz Bitburg

  Energiepark Pferdsfeld Bad Sobernheim

  Energielandschaft Morbach II

  Kompetenzzentrum Erneuerbare Energien Birkenfeld

  Stoffstromoptimiertes Industrie- und Gewerbegebiet Kaiserslautern

  Photovoltaikflächen Deponie Grünbühl / Rodalben

  Solar- und Windpark „Langer Kopf“ VG Hauenstein

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

Quelle: FIRU mbh, Kaiserslautern
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10 Städte und Gemeinden im Eifelkreis Bit-
burg-Prüm, Landkreis Birkenfeld, Westerwald-
kreis, Landkreis Bernkastel-Wittlich, Landkreis 
Bad Kreuznach, Landkreis Südwestpfalz und der 
Stadt Kaiserslautern wurden für die Initiative 
„Regenerative Energien und Konversion“ ausge-
wählt und erkunden derzeit die Möglichkeiten 
der Erneuerbaren Energien. 
 
Die „Initiative Regenerative Energien und Kon-
version“ wird vom Ministerium für Wirtschaft, 
Klimaschutz, Energie und Landesplanung Rhein-
land-Pfalz mit dem Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz und der Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben getragen. Mit diesem Projekt 
sollen Gemeinden, die stark von der Konversion 
betroffen sind, motiviert und unterstützt wer-
den, die Chancen der Konversion für den Ausbau 
regenerativer Energien zu nutzen und diese als 
Impuls für eine weitergehende Standortentwick-
lung zu begreifen.  
 
Für nicht-investive Kosten stehen zur Umsetzung 
insgesamt bis zu 600.000 Euro zur Verfügung. 

Experten begleiten die Modellvorhaben, für die 
Umsetzung sind zwei Jahre veranschlagt. Die 
Hilfestellung kann, je nach Ausrichtung des 
Projekts die Machbarkeitsanalyse, die grundle-
gende rechtliche und technische Beratung sowie 
die weitere Koordinierungs- und Management-
leistungen bei der Entwicklung und Umsetzung 
umfassen.  
 
Nach derzeitigem Stand wollen Montabaur und 
Niederelbert, Görgeshausen, Bad Sobernheim, 
Rodalben und Hauenstein großflächige Energie-
parks entwickeln. In Lichtenborn und Morbach 
geht es um die neuartige Speicherung regene-
rativer Energien. Kaiserslautern, Bitburg und 
Birkenfeld befassen sich mit Gewerbegebiets-
entwicklungen, die auf intelligente Energie- und 
Stoffstromkonzepte gründen.  
 
 
Weitere Informationen unter 
www.mwkel.rlp.de  
und 
Initiative „Regenerative Energien und Konversion“
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Regionale Wertschöpfung
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Tab. 1:  Zusammenfassung der Wertschöpfungseffekte bei Windenergieanlagen 

Neben dem Klimaschutz sind vor allem Wert-
schöpfungs- und Beschäftigungseffekte wichtige 
Gründe für lokale und regionale Akteure, sich für 
den Ausbau Erneuerbarer Energien und die Um-
setzung von Maßnahmen zur Energieeinsparung 
vor Ort zu engagieren. Dabei verbleibt mehr Ka-
pital in der Region und fließt weniger für Energie
importe ab. Solche unmittelbaren kommunalen 
Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte sind 
jedoch schwer zu beziffern.
 
Eine umfassende Methodik zur Abschätzung dieser 
Effekte wurde vom Institut für ökologische Wirt-
schaftsförderung (IÖW) und dem Zentrum für Er-

neuerbare Energien (ZEE) der Universität Freiburg 
im Auftrag der Agentur für Erneuerbare Energien 
(AEE) erarbeitet und veröffentlicht [IÖW 2010].
 
Die kommunale Wertschöpfung setzt sich nach 
dieser Methodik zusammen aus: 

σσ den erzielten Gewinnen (nach Steuern) betei-
ligter Unternehmen in einer Kommune 

σσ den Nettoeinkommen der Beschäftigten der 
beteiligten Unternehmen in einer Kommune 

σσ den generierten Steuereinnahmen der Kommune.

 
Wertschöpfungstufe

Unternehmen 
mit Sitz in der 

Kommune
Arbeitnehmer Kommunale Steuereinnahmen Wertschöpfung

Nachsteuer
gewinn

Netto
beschäftigung

Gewerbe
steuer 
(netto)

Kommunalanteil
Einkommens-

steuer
gesamt

Einmalige Effekte Euro/kWel Euro/kWel Euro/kWel Euro/kWel Euro/kWel

Anlagenkomponenten 
WEA

61 168 10 9 248

Planung, Installation, etc. 8 57 1 3 69

Jährliche Effekte Euro/(kWel*a) Euro/(kWel*a) Euro/(kWel*a) Euro/(kWel*a) Euro/(kWel*a)

Betriebskosten 12 7 1 1 19

Betreibergesellschaft  
(inkl. Geschäftsführung 
und Kommandisten) 26 4 4 1 36

Summierte jährliche 
Effekte über  
20 Jahre Betriebszeit

Euro/kWel Euro/kWel Euro/kWel Euro/kWel Euro/kWel

Betriebskosten 231 132 14 11 387

Betreibergesellschaft  
(inkl. Geschäftsführung 
und Kommandisten) 522 84 84 22 712

Summe 860 452 114 47 1.471

Quelle: Bernd Hirschl, Astrid Aretz, Andreas Prahl, Timo Böther, Katharina Heinbach, Daniel Pick, Simon Funcke (2010):  
„Kommunale Wertschöpfung durch Erneuerbare Energien“, Schriftenreihe des IÖW 196/10, Berlin.
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Die Wertschöpfungseffekte werden für vier  
verschiedene Wertschöpfungsstufen ermittelt: 

σσ Anlagenproduktion, z. B. Produktion Gondel, 
Generator, Turm, Blätter, Getriebe 

σσ Planung und Installation, z. B. Erschließung, 
Fundamentbau, Logistik, Netzanbindung, Anla-
genmontage 

σσ Betrieb, z. B. Wartung, Versicherung, Pachtzah-
lungen, Finanzierung durch Fremdkapital 

σσ Betreibergesellschaft, z. B. Gewinne Komman-
ditisten, Einkommen Geschäftsführung, Gewer-
besteuer Kapitalgesellschaft.

Bei den Wertschöpfungsstufen Anlagenproduk
tion und Planung/Installation fallen nur einmalige 
Wertschöpfungseffekte an. In vielen Kommunen 
spielen diese Effekte auch kaum eine Rolle, da in 
der Kommune keine Produktion von Windenergie-
anlagen oder deren Komponenten stattfindet und 
die planenden und ausführenden Unternehmen 
größtenteils außerhalb der Kommune angesiedelt 
sind. Bei Arbeiten wie Grundstückserschließung, 
Fundamentbau, Netzanbindung oder Umsetzung 

von Ausgleichsmaßnahmen können jedoch auch 
Unternehmen vor Ort zum Zuge kommen. 
 
Über die Gesamtlaufzeit gesehen spielen jähr-
lich wiederkehrende Wertschöpfungseffekte aus 
dem Betrieb und durch die Betreibergesellschaft 
die wesentlichere Rolle. In Tabelle 1 werden die 
Wertschöpfungseffekte pro kW Leistung zusam-
mengefasst. 

Nach dieser Aufstellung fallen bei Windenergiean-
lagen einmalige Effekte von knapp 320 Euro/kWel 

an. Bei einer modernen Windenergieanlage mit 
heute durchschnittlich 2,5 MWel Leistung erge-
ben sich daraus fast 800.000,– Euro. Ein Großteil 
dieser Wertschöpfung, insbesondere aus der Her-
stellung von Anlagenkomponenten, wird in der 
Regel jedoch außerhalb der meisten Kommunen 
erzeugt.
 
Die jährlichen Wertschöpfungseffekte durch den 
Betrieb und die Betreibergesellschaft liegen bei 
rund 55 Euro/kWel, umgerechnet fast 140.000,– 
Euro pro Jahr bei einer Windenergieanlage mit 
2,5 MWel Leistung. Nach 20 Jahren Laufzeit be-
trägt die Summe der jährlichen Effekte dann fast 
2,8 Millionen Euro. 

Abb. 1:  Definition „kommunale Wertschöpfung“

Kommunale
Wertschöpfung

Kommunaler Anteil
Einkommenssteuer

Gewerbesteuer

Gewinne nach Steuern von 
kommunalen Unternehmen

Nettoeinkommen von 
Beschäftigten in der Kommune

Kommunale
Steuern

Quelle: Institut für ökologische Wirtschaftsforschung IÖW (2010) (Hrsg.), Hirschl et. al.: „Kommunale Wertschöpfung durch erneuer
bare Energien“; Berlin 2010; in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Erneuerbare Energien (ZEE) im Auftrag der Agentur für Erneuerbare 
Energien e.V. (AEE).
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In den kommunalen Haushalt fließen davon 
Gewerbesteuern und Einkommenssteuern. Dies 
entspricht gemäß obiger Aufstellung 7 Euro /
kWel, also rund 17.500 Euro/a bei der Beispiel-
Windenergieanlage mit 2,5 MWel Leistung. Sofern 
die Windenergieanlage auf einem kommunalen 
Grundstück liegt, erhält die Kommune auch die 
Pachtzahlungen. Nicht selten stehen Windener-
gieanlagen aber auf privaten Flächen.
 
Den mit Abstand größten Anteil der jährlichen 
Wertschöpfung haben die Gewinne der Betrei-

bergesellschaft und das Nettoeinkommen der 
Geschäftsführung. Diese erreichen zusammen 
rund 30,– Euro/kWel , also rund 75.000,– Euro/a 
bei der Beispielanlage.
 
Ziel der Kommune sollte es bei Windenergiepro-
jekten sein, möglichst viel dieser Wertschöpfung 
in der eigenen Kommune zu halten, entweder 
durch eigene Beteiligungen oder durch die 
Beteiligung der Bürger. Welche Möglichkeiten 
und Beispiele es dafür gibt, wird in den weiteren 
Kapiteln dieser Broschüre beschrieben.

Abb. 2:  Stufen der Wertschöpfungskette

Quelle: Institut für ökologische Wirtschaftsforschung IÖW (2010) (Hrsg.), Hirschl et. al.: „Kommunale Wertschöpfung durch erneuer
bare Energien“; Berlin 2010; in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Erneuerbare Energien (ZEE) im Auftrag der Agentur für Erneuerbare 
Energien e.V. (AEE).

einmalige Wertschöpfungseffekte jährliche Wertschöpfungseffekte

Produktion von 
Anlagen und 

Komponenten
Planung 

und Installation
Betrieb 

und Wartung
Betreiber

gesellschaft

1

2

3

4
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anleitung für die praxis
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Standortauswahl  
und Eingriffsminimierung

Die Ausweisung von Windenergiestandorten,  
und die sich anschließende Genehmigung von 
konkreten Anlagen, richtet sich nach den einschlä-
gigen gesetzlichen Bestimmungen. Im Rahmen 
der allgemeinen technischen Eignungskriterien, 
wie Windhöffigkeit, Netzeinspeisemöglichkeit 
und Wegeerschließung, kommen neben Freiland-
standorten mittlerweile auch Waldstandorte für 
die Windenergie in Frage.

Mit der Teilfortschreibung des Landesentwicklungs
programms IV und dem Rundschreiben Windener
gie sind bereits wichtige Weichen gestellt und die 
Handlungsspielräume für die Windenergienutzung 
erweitert worden. Mit dem Windatlas wurde ein 
weiterer entscheidender Baustein für die Steue-
rung der Windenergienutzung hinzugefügt. Damit 
stehen den Regionen und Kommunen wichtige 
Grundlagen zur Verfügung, um im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten eine sorgsame Flächenauswahl zu 
gewährleisten. Der Windatlas kann auf den Inter-
netseiten des Ministeriums für Wirtschaft, Klima-
schutz, Energie und Landesplanung und der Ener-
gieagentur Rheinland-Pfalz eingesehen werden.
 
Waldstandorte liegen häufig ortsfern. Die vor Ort 
lebenden Bürgerinnen und Bürger werden daher 
bei der Realisierung ortsferner Windenergiestand-
orte weniger beeinträchtigt. Die windhöffigen 
Höhenlagen sind, bedingt durch ihre Topographie 
und die historisch bedingte Nutzungsverteilung, 
häufig bewaldet. Durch die Einbettung von Wind
energieanlagen in Waldkulissen wird das Land-
schaftsbild weniger stark beeinträchtigt. Durch 
gesteigerte Leistungsfähigkeit kann mit weniger 
Anlagen ein höherer Stromertrag erzielt werden. 
Dadurch verringert sich der Flächenbedarf.

Die Umwelt- und Waldverträglichkeit wurde  
auch durch technische Maßnahmen wesentlich 
verbessert. Besonders sensible Landschaftsbe-
reiche scheiden aber als Windenergie-Standorte 
aus. Der Flächenbedarf für die Errichtung einer 
Windenergieanlage im Wald variiert mit der  
Anlagengröße und der Bauart des Turmes.  
Übliche Anlagen mit 2 oder 3 MWel Leistung 
benötigen in ebenen Lagen einen Flächenbedarf 
von ca. 0,4 – 0,6 Hektar. 
 
Dieser Flächenbedarf beinhaltet die Standflä-
che des Windrades, das Fundament, die Kran
stellfläche, Arbeits- und Montageflächen, die 
Kranmontagefläche zur Liegendmontage des 
bis zu 150 Meter hohen Baukranes sowie den 
schwertransportfähigen Kurvenradienausbau 
der Zuwegungen. Betonturmkonstruktionen 
benötigen aufgrund der Zwischenlagerfläche 
für die Betonelemente etwas mehr Fläche wie 
Stahlkonstruktionen. Da die Arbeitsflächen 
weitgehend eben sein müssen, vergrößert sich  
der Flächenbedarf für eine Windenergieanlage  
am Hang durch notwendige Anböschungen deut-
lich.
 
Wichtig für eine Eingriffsminimierung im Wald 
ist vor allem die Feinpositionierung des Wind
radstandortes, um hochwertige Baumbestände zu 
Lasten weniger sensibler Standorte (wie beispiels-
weise Sturmwurfflächen) zu meiden, sowie um 
das bestehende Waldwegenetz für die Erschlie-
ßung des Standortes weitestgehend nutzen zu 
können. Der Ausbaustandard der Zuwegungen 
sollte nicht in das Ermessen der Baufirmen ge-
stellt werden, sondern vorab detailliert vertraglich 
geregelt werden.
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Verpachtung und 
vertragliche Regelungen

Für die langfristige Verpachtung der windhöffigen  
Windenergiestandorte erhalten die Grundstücks
eigentümer heute in etwa folgende Konditionen:

σσ Eine Einmalzahlung bei Inbetriebnahme,  
Baubeginn oder Vertragsabschluss. 

σσ Eine jährliche Flächenpacht von 7 – 9,5 Prozent 
der tatsächlichen Einspeisevergütung. 

σσ Garantierte jährliche Mindestpacht von ca. 
30.000 Euro für 2 MWel -Anlagen und 40.000 – 
50.000 Euro für 3 MWel -Anlagen. Je nach Einzel-
standort können diese Werte stark variieren. An 
Spitzenstandorten werden für 7,5 MWel -Anlagen 
Mindestpachten von ca. 100.000 Euro gezahlt. 

σσ Eine Inflationsanpassung der Mindestpacht  
für die Vertragslaufzeit. 
 

σσ Eine Bürgschaftsabsicherung für den Rückbau  
und 

σσ eine Bürgschaftsabsicherung zur Forderungs
sicherung für mindestens ein Jahr. 

Entsprechende Pachtverträge werden in der 
Regel schon zu Beginn des Genehmigungsverfah-
rens vorbehaltlich einer späteren Genehmigung 
abgeschlossen, um dem Betreiber Investitions-
sicherheit für die Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens mit einer Vielzahl zu erstellender 
Gutachten zu geben. 

Zur Erzielung angemessener Pachtkonditionen 
hat sich in gemeinsamen Projekten von Kommu-
nal- und Staatswald ein Wettbewerbsverfahren 
bewährt. Durch eine Angebotseinholung nach 
einer vorgegebenen Kriterienliste, und durch 
Anwendung eines Auswertungsschemas mit einer 
Vorwertberechnung der über die Laufzeit ange
botenen Konditionen, kann zudem eine Vergleich-
barkeit der unterschiedlichen Anbieter sicherge-
stellt werden. 
 
Neben der klassischen Vertragsvereinbarung 
zwischen Grundstückseigentümer und Wind
radbetreiber über die Bereitstellung von Flächen 
für die Errichtung und den Betrieb von Wind
energieanlagen (Standortflächen) können  
für Flächeneigentümer auch andere Betrof
fenheiten auftreten, (teilweise auch in Kombi
nation): 

σσ Eigentümer von Abstandsflächen (Baulast
eintragung), 

σσ Eigentümer der Flächen für die Zuwegung  
und Versorgungsleitungen, 

σσ Eigentümer, deren Flächen als Nachbarflächen 
ohne zusätzliche Beanspruchung in einem 
Windpark liegen. 

Aus der jeweiligen Einzelfallkonstellation ergeben 
sich in Verbindung mit der Flächenbereitstellung 
differenzierte vertragliche Regelungen.
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Die Rolle  
von Landesforsten
Die bewaldeten Höhenlagen im Land sind über-
wiegend auch ertragreiche Windenergiestandorte, 
die zum Teil fernab von Siedlungen liegen. Der 
umgebende Wald vermindert die Sichtbarkeit 
der Anlagen. Als größte waldbesitzende Körper-
schaft im Land stellt sich die Landesforsten der 
öffentlichen Aufgabe einer nachhaltigen Energie
versorgung auf regenerativer Basis. Sie versucht, 
geeignete Windenergiestandorte in enger Abstim-
mung mit den Kommunen, nicht nur im Staats-
wald, zu finden. Liegt eine geeignete Standort-
fläche im Staatswald des Landes Rheinland-Pfalz 
vor, so übernimmt Landesforsten, z. B. als Ver-
tragspartner von Windenergieunternehmen, die 
Standortvermarktung.

Landesforsten bringt geeignete Windenergie-
standorte im Staatswald in lokale kommunale 
Energieprojekte ein. Dies erfolgt in Übereinstim-
mung mit den Vorgaben der Landesplanung  
und im Konsens mit den lokalen Planungsträgern 
und den berührten Ortsgemeinden.

Ein wesentliches Instrument der Einvernehmens
erzielung ist der Abschluss von Kooperations
verträgen oder die Beteiligung an Solidarpakten. 
Der Sinn kommunaler Solidarpakte besteht darin, 
dass Aufwand und Gewinn bei der Einrichtung von 
Windkraftanlagen gerecht verteilt und die Stand-
orte optimiert werden. Die Gemeinden zahlen 
einen Teil ihrer Pachteinnahmen in einen gemein-
samen Fonds, der wiederum an alle beteiligten 
Kommunen verteilt wird. Auch Kommunen, die 
über keine oder nur bedingt geeignete Standorte 
verfügen oder auf den Bau von Anlagen verzich-
ten, profitieren dadurch. Auf diesem Gebiet ist 
Rheinland-Pfalz bundesweit Vorreiter.

Auch das Land beteiligt sich an Solidarpakten  
für Windkraft, indem Landesforsten als größter  

Waldbesitzer in Rheinland-Pfalz besonders ge-
eignete Standorte in kommunale Energieprojekte 
einbringt und auf einen Teil der Einnahmen aus 
den Windenergieanlagenstandorten verzichtet. 
So werden Windenergiestandorte erschlossen 
unabhängig von einzelnen Grenzverläufen der 
Waldbesitzarten.

In Einzelfällen können auch bilaterale Koopera
tionsverträge zwischen Land und einzelnen Kom-
munen innerhalb eines Windparks abgeschlossen 
werden.

Solidarpakte sind so ein ideales Instrument, um 
Windkraftanlagen an geeigneten Standorten 
zu konzentrieren und damit die Energiewende 
in Partnerschaft mit den Kommunen voran zu 
treiben. Beispiele zu einer vertraglichen Ausgestal-
tung von Solidarpakten finden Sie z. B. unter  
www.hoehr-grenzhausen.de. 

Es wird empfohlen, zusätzlich den Vertrags-
entwurf für Ihren Solidarpakt rechtlich prüfen  
zu lassen. 
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Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen
Im Zuge der Errichtung von Windenergieanlagen 
sind regelmäßig geeignete Flächen und Maßnah-
men für den naturschutzrechtlichen Ausgleich 
nach Maßgabe des § 15 BNatSchG und bei 
Waldstandorten auch für den forstrechtlichen 
Ausgleich zu finden und zu entwickeln. 
 
Kommt die naturschutzrechtliche Prüfung im 
Genehmigungsverfahren zu dem Schluss, dass 
ein Ausgleich durch Anreicherung des Waldes mit 
Biotop- und Altbäumen sowie dem Belassen von 
Totholz vorzunehmen ist, können die Forstämter 
in der Regel geeignete Flächen identifizieren und 
Waldbesitzer und Windenergieanlagenbetreiber 
zusammenführen. Flächige Waldstilllegungen 
sind dagegen aus Eigentümersicht kritisch zu be
trachten.
 

Die Fläche der forstrechtlichen Ersatzaufforstun
gen liegt nach bisherigen Erfahrungen durch-
schnittlich bei einem halben Hektar pro Anlage. 
Soweit keine eigenen Ersatzaufforstungsflächen 
der windradbauenden Kommune zur Verfügung 
stehen, kennen die Forstämter häufig auffors
tungswillige Grundeigentümer, und können diese 
mit den Aufforstungsverpflichteten zusammen-
führen. Am 28.5.2013 wurde das neue Rund-
schreiben Windenergie veröffentlicht. Dort finden 
Sie weitere Informationen zu Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen (s. Anhang). Es ist zu beachten, 
dass gemäß dem „Rundschreiben Windenergie“ 
für Windenergieanlagen Neuaufforstungen nur 
nach Einzelfallprüfung durchgeführt werden, so-
weit keine naturschutzfachlich wertvollen Flächen 
beansprucht werden.

Besitzübergreifende 
Kooperationen
Unabhängig von weitergehenden Kooperationen, 
wie beispielsweise Solidarpakten, kommt der nach-
barschaftlichen Zusammenarbeit bei besitzübergrei-
fenden Windenergieprojekten auch ohne rechtliche 
Vereinbarung eine besondere Bedeutung zu.
 
Im Idealfall arbeiten alle an einem Windpark Be-
teiligten zusammen, mit dem Ziel eine optimale 
Standortausnutzung mit angemessener Pachtauf-
teilung durch eine entsprechende Verteilung 
der Einzelstandorte zu erreichen. Die Beteiligten 
können sich hierbei über die Planung des Stand-
ortes, Angebotseinholungen, die Auswahl eines 

Projektträgers und über vertragliche Regelungen 
informieren, abstimmen und koordinieren.
 
Die konkrete Bereitstellung von Flächen für die  
Errichtung und den Betrieb von WEA, einschließ
lich der Abstands- und Erschließungsflächen, 
erfolgt durch rechtlich selbständige Verträge zwi-
schen dem Träger des Vorhabens und den jewei-
ligen Eigentümern der benötigten Flächen. 

Weitere detaillierte Informationen erhalten Sie  
im Kapitel Kooperationsmöglichkeiten und Betei-
ligungsmodelle.
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rechtliche grundlagen
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In Rheinland-Pfalz soll die Stromerzeugung bis 
2030 bilanziell zu 100 Prozent auf Erneuerbare 
Energien umgestellt werden. Dazu ist ein deut-
licher Ausbau der Windenenergienutzung auf 
mindestens zwei Prozent der Landesfläche, insbe-
sondere in Gebieten mit guten Windgeschwindig-
keiten, erforderlich und geplant. Zur Erreichung 
der genannten Zielsetzung kommt den Städten 
und Gemeinden eine wichtige Rolle zu:  

σσ Sie können über die Flächennutzungsplanung die 
lokale Ansiedlung der Anlagen konkret steuern.  

σσ Sie bestimmen durch die Bauleitplanung maß-
geblich die Standorte der Windenergieanlagen. 

σσ Über ihre Vertretung in der Regionalplanung 
bestimmen sie über die Ausweisung von Vor-
ranggebieten mit. 
 
 

σσ Sie können sich an Windenergieanlagen betei-
ligen oder selbst Anlagen errichten und somit 
beeinflussen, in welchem Umfang Windener-
gieanlagen zur Deckung des örtlichen oder 
regionalen Stromverbrauchs beitragen sollen.  

σσ Straßen und Wege, die für die Errichtung und 
Wartung der Anlagen genutzt werden, befin-
den sich im Eigentum der Kommunen. Für die 
Nutzung von nicht-öffentlichen Wegen (von 
Wirtschaftswegen) kann ein Entgelt vereinbart 
werden. 

σσ Sie können Eigentümer von Grundstücken im 
Außenbereich sein, auf denen Windenergiean-
lagen errichtet werden sollen. 

Abhängig von der eigenen finanziellen und admi
nistrativen Leistungsfähigkeit können sich die 
Kommunen in unterschiedlichem Maße an Wind
energieplanungen oder an der Finanzierung von 
Anlagen beteiligen. 

Aufgaben der Gemeinden  
im Bereich der Energieerzeugung 
und -verteilung

1 http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2009/

Ziel des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2012 ist es, den Anteil der Erneuerbaren  
Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 2020 auf mindestens 35 Prozent zu 
steigern und danach kontinuierlich weiter zu erhöhen, bis auf mindestens 80 Prozent 
spätestens im Jahr 2050. Dafür garantiert das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG1) 
eine Vergütung für die Einspeisung von Strom aus Erneuerbaren Energien für das Jahr 
der Inbetriebnahme und für weitere 20 Jahre.
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Die Energieversorgung (der Netzbetrieb zum 
Letztverbraucher) fällt als bedeutender Teil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge in den verfassungs
rechtlich gewährleisteten Kernbereich des kom-
munalen Selbstverwaltungsrechts (Artikel 28 
Abs. 2 Grundgesetz und Artikel 49 der Verfassung 
für Rheinland-Pfalz). Die Gemeinde bestimmt 
darüber, wie sie die „Angelegenheiten der ört-
lichen Gemeinschaft“ im Rahmen der Gesetze 
wahrnimmt.  
 
Da an keiner Stelle ausdrücklich geregelt ist, dass 
die Energieversorgung nicht auch von Gemein-
deverbänden (insbesondere von den Verbandsge-
meinden und den Landkreisen) wahrgenommen 
werden kann, ist festzuhalten, dass diese Aufgabe 
nicht exklusiv, sondern vielmehr vorrangig den 
Gemeinden obliegt.  
 
Nach § 2 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GemO) 2 
können die Gemeinden in ihrem Gebiet jede 
öffentliche Aufgabe der örtlichen Gemeinschaft 
übernehmen, soweit diese nicht durch Gesetz 
ausdrücklich anderen Stellen im dringenden 
öffentlichen Interesse zugewiesen wird (freie 
Selbstverwaltungsaufgaben).  
 
Die Gemeinden haben zwei Möglichkeiten, die 
Versorgung der Letztverbraucher mit elektrischer 
Energie sicherzustellen: Entweder durch den Be-
trieb eines eigenen kommunalen Unternehmens 
(sogenannte Eigenversorgung des Gemeindege-
biets), ggf. auch im Verbund mit anderen Kom-
munen oder durch Übertragung des Netzbetriebs 
auf ein (kommerzielles) Unternehmen der Lokal-, 
Regional- oder Verbundstufe.
 
Aufgrund der im Bundesvergleich kleinteiligen 
Kommunalstruktur in Rheinland-Pfalz mit 2.258 
Ortsgemeinden kann die Eigenversorgung auch 
durch die Verbandsgemeinden oder den Landkreis 
wahrgenommen werden. Die Ortsgemeinden 

können sich zum Betrieb eines kommunalen 
Unternehmens zusammenschließen, sie können 
zusammen mit der Verbandsgemeinde in einer 
geeigneten Betriebsform die Energieversorgung 
durchführen, oder die Verbandsgemeinde nimmt 
mit Zustimmung der Ortsgemeinden (vgl. § 67 
Abs. 4 und 5 GemO) an deren Stelle die Energie-
versorgung wahr. 

Bereits heute betätigen sich viele Kommunen wirt-
schaftlich im Bereich der Energieversorgung bei ei-
ner Vielzahl von kommunalen Energieversorgern in 
Privatrechtrechtsform. Dies kann in Zukunft, auch 
im Hinblick auf die Errichtung und den Betrieb von 
Windenergieanlagen, ausgeweitet werden und 
auch im Verbund mit Nachbargemeinden erfolgen.  

Energieerzeugung  

Wollen Gemeinden die Erzeugung elektrischer  
Energie durch Windenergieanlagen (und / oder 
durch andere Anlagen) wahrnehmen, gebührt 
auch hier den (Orts-)Gemeinden grundsätzlich 
der Vorrang vor den Verbandsgemeinden und 
Landkreisen. Letztere sind jedoch – wie jede Pri-
vatperson und jedes Unternehmen – immer  
befugt, elektrische Energie für den Eigenbedarf, 
also für eigene Gebäude, Einrichtungen und Anla-
gen, zu produzieren. 

Viele (Verbands-)Gemeinden und Landkreise in 
Rheinland-Pfalz haben schon heute ehrgeizige  
Klimaschutz- und Energieziele, die oft einen quan-
tifizierten Ansatz zur Stromverbrauchsdeckung 
durch lokale Stromerzeugung aufweisen. Die 
Teilfortschreibung des Landesentwicklungspro-
grammes, die am 11. Mai 2013 in Kraft getreten 
ist, empfiehlt allen Verbandsgemeinden, ver-
bandsfreien Gemeinden, großen kreisangehöri-
gen und kreisfreien Städte Klimaschutzkonzepte 
aufzustellen.

Energieversorgung
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2, 3 http://landesrecht.rlp.de/jportal/?quelle=jlink&query=GemO+RP&psml=bsrlpprod.psml

Zur Stromerzeugung durch Windenergieanla-
gen kommen auch Waldflächen in Betracht. 
Da die meisten Wälder in Rheinland-Pfalz im 
Eigentum der öffentlichen Hand (Kommunen 
und Land) sind, stehen den Kommunen in vielen 
Fällen diese Flächen zur Aufstellung von Wind
energieanlagen zur Verfügung.  
 
Die windhöffigsten Standorte in Rheinland-Pfalz 
liegen überwiegend auf den bewaldeten Höhen-
zügen. Kommunen als Waldbesitzende können 
also Energieprojekte im ländlichen Raum durch 
die Bereitstellung von Windenergiestandorten 
unterstützen.  
 
Mehrere oder alle Ortsgemeinden einer Ver-
bandsgemeinde können sich zum Zweck 
der Energieerzeugung in einer Gesellschaft 
zusammenschließen. Sie können dabei auch die 
Verbandsgemeinde mit einbinden. Es können 
sich auch Ortsgemeinden mehrerer Verbands
gemeinden zusammenschließen, um Wind
energie zu erzeugen und damit neue Einnahmen 
zu erschließen.

Vorgaben der Gemeindeordnung 

Durch die im Frühjahr 2009 erfolgte Änderung 
der Gemeindeordnung und des Zweckverbands
gesetzes wird den Kommunen in Rheinland-Pfalz 
die wirtschaftliche Betätigung im Bereich der En-
ergieversorgung erleichtert. § 85 GemO3 lautet: 
 
(1) Die Gemeinde darf wirtschaftliche Unterneh-
men nur errichten, übernehmen oder wesentlich 
erweitern, wenn 

1.	 der öffentliche Zweck das Unternehmen recht-
fertigt, 

2.	das Unternehmen nach Art und Umfang 
in einem angemessenen Verhältnis zu der 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde und dem 
voraussichtlichen Bedarf steht und

3.	bei einem Tätigwerden außerhalb der Ener-
gieversorgung, der Wasserversorgung und des 
öffentlichen Personennahverkehrs der öffent-
liche Zweck nicht ebenso gut und wirtschaft-
lich durch einen privaten Dritten erfüllt wird 
oder erfüllt werden kann. 

(2) Die Betätigung eines wirtschaftlichen Unter-
nehmens der Gemeinde außerhalb des Gemein­
degebiets ist zulässig, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 vorliegen und die berechtigten 
Interessen aller hiervon unmittelbar betroffenen 
Gemeinden gewahrt werden. 

Durch diese Regelung wird eine wirtschaftliche 
Betätigung der Kommunen auch außerhalb des 
Gemeindegebietes unter bestimmten Vorausset-
zungen ermöglicht und das bis 2009 auch für die 
Energieversorgung geltende strikte Subsidiaritäts
prinzip gelockert. Eine weitere Öffnung des 
Gemeindewirtschaftsrechts ist in Arbeit (Stand 
Juni 2012). Detaillierte Informationen hierzu 
finden sich im Abschnitt "Weiterentwicklung des 
Gemeindewirtschaftsrechts".
 
Weitere Regelungen zur wirtschaftlichen Betä-
tigung der Kommunen finden sich in den §§ 86 
bis 92 GemO. Sie regeln die Bildung von Eigenbe-
trieben (§ 86), Anstalten des öffentlichen Rechts 
(§ 86 a, b) und die Bildung oder Beteiligung an 
Unternehmen in Privatrechtsform (§ 87) sowie 
die Vertretung der Gemeinden darin (§ 88).  
 
Die reine Verpachtung von Flächen oder die Ein-
räumung einer Wegenutzung gilt – ebenso wie der 
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Abschluss von Konzessionsverträgen – nicht als 
wirtschaftliche Betätigung. Dies ist als Verwaltung 
des gemeindlichen Vermögens im Sinne des § 78 
Abs. 2 GemO zu sehen.

Die Einnahmen aus Mieten, Pachten und Ver-
käufen für Grundstücke oder Einrichtungen im 
Zusammenhang mit Windenergieanlagen werden 
nach der derzeitigen Rechtslage im System des 
kommunalen Finanzausgleichs weder im Rahmen 
der Gewährung der Schlüsselzuweisungen noch 
innerhalb der Kreis- und Verbandsgemeindeum-
lagen berücksichtigt. Sie verbleiben vollständig 
bei der Gemeinde. Pachteinnahmen, z. B. aus 
der Nutzung von öffentlichen Wirtschaftswegen 
oder von gemeindeeigenen Standortflächen der 
Windenergieanlagen, verbleiben ebenso netto 
bei der Gemeinde. Gewerbesteuereinnahmen 
aus dem Betrieb von Windenergieanlagen fließen 
zusätzlich in den Gemeindehaushalt ein. Die Höhe 
der Einnahmen ist u. a. abhängig vom Sitz der Be-
treiberfirma. Nur wenn die Firma ihren Sitz im Ge-

biet der Gemeinde hat, fließt die Gewerbesteuer 
vollständig an die Gemeinde. Ansonsten geht 
üblicherweise ein bestimmter Anteil (maximal 
30 Prozent, abhängig vom Zerlegungsmaßstab, 
in einigen Fällen auch weniger) der Gewerbesteu-
erzahlung an die Kommune, in der die Betreiber-
gesellschaft ihren Sitz hat 4. In einigen Fällen sind 
andere Verteilungsschlüssel vertraglich vereinbart.

Landesgesetz über die kommunale  
Zusammenarbeit 

Nach den Vorgaben dieses Gesetzes 5 (vormals 
Zweckverbandsgesetz) können sich kommunale 
Gebietskörperschaften zur Erfüllung von Aufgaben 
zusammenschließen. Sie können Zweckverbände, 
kommunale Arbeitsgemeinschaften und kom-
munale Anstalten bilden oder Zweckvereinba-
rungen schließen. Hierdurch wird es Kommunen 
ermöglicht, gemeinsam mit Nachbarkommunen 
Aufgaben der Energieerzeugung und/oder Ener-

Planungsverband  
für gemeinsame Bauleitplanung 
(§ 205 Abs. 1 BauGB) 
 

Körperschaft des öffentlichen Rechts,  
die eine gemeinsame Bauleitplanung erstellt.  
Inhaltliche Beschränkungen (Teilflächennutzungspläne) sind möglich.

Gemeinsamer Flächennutzungsplan  
(§ 204 Abs. 1 S. 1 – 3 BauGB)

Planungshoheit bleibt bei den einzelnen Kommunen. 
Ein gemeinsamer Plan entsteht im Konsens.

Vereinbarung über bestimmte  
Darstellungen im Flächennutzungsplan  
(§ 204 Abs. 1 S. 4 BauGB)

Auf Grundlage einer gemeinsamen Vereinbarung wird eine gemeinsame  
Planung entwickelt und abgestimmt.  
Dies kann sich auf sachliche oder räumliche Teilbereiche erstrecken.

Zweckverband 
(KomZG)

Ähnlich einem Planungsverband. 

Tab. 2:  Möglichkeiten interkommunaler Zusammenarbeit in der Bauleitplanung  
              bei Windenergieanlagen 

Quelle: Peters, W.; Rosenthal, S.: Windenergieplanung auf kommunaler Ebene. Vortrag. 4. Kongress „100 % Erneuerbare-Energie-Regionen“, 
Kassel, 25./26.09.2012, verändert.
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4 vgl. § 29 (1) Nr. 2 Gewerbesteuerrecht. http://www.gesetze-im-internet.de/gewstg/__29.html 
5 Landesgesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KomZG) vom 22. Dezember 1982, Letzte berücksichtigte Änderung: 

§ 5 geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBl. S. 280). http://landesrecht.rlp.de/jportal/?quelle=-
jlink&query=ZwVerbG+RP+%C2%A7+2&psml=bsrlpprod.psml

gieversorgung wahrzunehmen und entsprechende 
Anstalten zu gründen oder Zweckvereinbarungen 
zu schließen. 

Ebenfalls ist eine informelle und formelle Zu-
sammenarbeit im Rahmen der Bauleitplanung 
möglich. Tabelle 2 zeigt die Möglichkeiten der 
formellen Zusammenarbeit von Kommunen in 
diesem Bereich. 

Rolle des Gemeinderates

Der Gemeinderat entscheidet darüber, ob eine 
Gemeinde ein wirtschaftliches Unternehmen 
gründet, übernimmt oder erweitert und in 
welcher Rechtsform es gegebenenfalls errichtet 
werden soll. Bevor eine Unternehmensgründung 
oder -beteiligung durch die Gemeinde erfolgt,  
ist eine Analyse der Vor- und Nachteile der öffent-
lichen und privatrechtlichen Organisationsformen 
des Unternehmens im konkreten Einzelfall zu 
erstellen. Dabei sind die organisatorischen, 
personalwirtschaftlichen, mitbestimmungs- und 
gleichstellungsrechtlichen sowie die wirtschaft-
lichen, finanziellen und steuerlichen Unterschiede, 
aber auch die Auswirkungen auf den kommunalen 
Haushalt und die Entgeltgestaltung gegenüber-
zustellen (§ 92 GemO). Die Aufsichtsbehörde ist 
über die Gründung, Änderungen oder Veräuße-
rungen bei Unternehmen des privaten Rechts zu 
informieren (§ 92 GemO).

Weiterentwicklung des  
Gemeindewirtschaftsrechts

Die Kommunen sind also im Bereich der Energie-
gewinnung nicht nur berechtigt ihre Grundstücke 
zu verpachten, sondern sie können selbst in die 

Energiegewinnung einsteigen und sich in diesem 
Rahmen wirtschaftlich betätigen. 

Die landesrechtlichen Rahmenbedingungen, 
die die wirtschaftliche Betätigung und privat
rechtliche Beteiligung der Gemeinde regeln, sol-
len optimiert werden, um das notwendige Maß an 
Rechts- und Planungssicherheit und Flexibilität zu 
schaffen, welches diese Unternehmen benötigen, 
um die zum Gelingen der Energiewende notwen-
digen Investitionen in Projekte der Erzeugung von 
Strom aus Erneuerbaren Energien und des Netz-
ausbaus umsetzen zu können. 
 
Hierzu haben die Koalitionsfraktionen einen Ge-
setzentwurf zur Änderung der Gemeindeordnung 
in das Parlament eingebracht. Der Gesetzentwurf 
sieht die Schaffung einer Sonderregelung in § 85  
Abs. 1 der Gemeindeordnung (GemO) für die 
Errichtung, Übernahme oder wesentliche Erweite-
rung von Unternehmen in den Bereichen der Elek-
trizitäts-,Gas~ und Wärmeversorgung vor. Danach 
sind diese stets durch einen öffentlichen Zweck 
gerechtfertigt. Es wird ferner davon abgesehen, 
einen bestimmten Bedarf innerhalb der Gemeinde 
vorauszusetzen.

Zukünftig ist unter bestimmten Voraussetzungen 
die Beteiligung eines wirtschaftlichen Unterneh-
mens der Gemeinde an Anlagen zur Erzeugung 
Erneuerbarer Energien, die außerhalb der Bundes
republik Deutschland errichtet werden oder 
bestehen, zulässig. 

Der Ratsvorbehalt des § 88 Abs. 5 GemO wird 
für kommunale Energieversorgungsunternehmen 
modifiziert. Der Gesetzentwurf wurde Anfang 
Juni 2013 nach erster Lesung im Landtag an die 
zuständigen Ausschüsse zur weiteren Beratung 
verwiesen. 
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Windenergieanlagen sind nach § 35 Abs. 1 Nr. 5  
BauGB 7 im Außenbereich privilegiert zulässig. 
Allerdings ist die Errichtung einer neuen Anlage 
nur zulässig, wenn keine öffentlichen Belange ent-
gegenstehen. Dies bedeutet beispielsweise, dass 
die Standortfläche nicht den Festlegungen des 
Raumordnungsplans oder des Flächennutzungs-
planes widersprechen darf. Öffentliche Belange 
stehen auch dann entgegen, wenn im Flächen-
nutzungsplan Vorrangflächen an anderer Stelle im 
Gemeindegebiet ausgewiesen sind.

Raumordnung 

Die raumordnerische Steuerung der Errichtung 
von Windenergieanlagen erfolgt nach den Vorga-
ben des Raumordnungsgesetzes und den ergän-
zenden Vorschriften des Landesplanungsgesetzes. 
Zur Umsetzung und Konkretisierung der recht-
lichen Vorgaben sind Ziele und Grundsätze in 
Rheinland-Pfalz im Landesentwicklungsprogramm 
(LEP IV8) und in den Regionalen Raumordnungs-
plänen der Planungsgemeinschaften festgelegt. 
Im LEP IV und seiner Teilfortschreibung werden 
die Weichen für den Ausbau der Windenergie 
gestellt. Dabei geht es im Wesentlichen um fol-
gende Punkte 9: 

σσ Mindestens zwei Prozent der Fläche des 
Landes Rheinland-Pfalz sollen für die Winde-
nergienutzung bereitgestellt werden. In den 
Regionalplänen sollen Vorranggebiete für die 
Windenergienutzung ausgewiesen werden. 
Dabei sind im jeweiligen Planungsraum vor-
rangig die Gebiete mit hoher Windhöffigkeit 
zu sichern. Auch Waldflächen sollen aufgrund 

ihrer hohen Bedeutung in Rheinland-Pfalz mit 
einem Anteil von mindestens zwei Prozent 
für die Windenergieerzeugung bereitgestellt 
werden.  

σσ Die Entscheidung, auf welchen Flächen eine 
Windenergienutzung erfolgt, soll künftig ver
stärkt vor Ort getroffen werden. Daher wird 
der Planungsspielraum für die Gemeinden stark 
ausgeweitet. 

σσ Die Belange des Natur-, Landschafts- und 
Artenschutzes werden angemessen berücksich-
tigt. 
 
Die Regionalplanung soll durch die Umsetzung 
der Vorgaben aus der Teilfortschreibung des 
LEP den geordneten Ausbau der Windenergie-
nutzung sicherstellen, insbesondere durch die 
Festlegung von Vorranggebieten in regionalen 
Raumordnungsplänen (§ 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 
Raumordnungsgesetz).  
 
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
haben eine Bindungswirkung gegenüber dem 
Staat, seinen Behörden und Kommunen (§§ 
3 und 4 Raumordnungsgesetz10). Die Ziele 
der Raumordnung sind bei allen raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen zur 
beachten, die Grundsätze sind zu berücksich-
tigen, d.h. in die Abwägung einzubeziehen. 
Die Bauleitpläne müssen an die Ziele der 
Raumordnung, die in den regionalen Raumord
nungsplänen konkretisiert dargestellt sind, 
angepasst werden. Die Gemeinde kann inner-
halb der Vorgaben des Raumordnungsplans 
planerisch tätig werden. 

Planung und  
planungsrechtliche Instrumente
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Bauleitplanung 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplans kann die 
Gemeinde sogenannte Konzentrationszonen für 
Windenergieanlagen darstellen (§ 5 Abs. 2 und 2 b 
BauGB) und damit im restlichen Gemeindegebiet 
die Errichtung ausschließen (§ 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB, sogenannter Planvorbehalt). 
 
Die Gemeinde darf aber keine Verhinderungspla-
nung betreiben, wie zahlreiche Gerichtsurteile 
belegen. Durch die Privilegierung der Windener-
gieanlage ist die Gemeinde verpflichtet, Raum für 
Windenergieanlagen zu schaffen. Bei der Auswahl 
der Flächen für Windenergie soll sie allgemeingül-
tige und dem jeweiligen Schutzzweck angemes-
sene Kriterien für das gesamte Gemeindegebiet 
abwägend anwenden. 
 
Will die Gemeinde die Windenergie in ihrem 
Gebiet steuern, hat sie nach den Vorgaben des 
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG11) ein 
schlüssiges, in sich stimmiges gesamträumliches 
Konzept zur erarbeiten. Nur über eine Abwägung 
von öffentlichen und zum Teil ortsspezifischen 
Belangen (Landschaftsbild, besonders schützens-

werte Bereiche nach FFH-Richtlinie oder nach 
Naturschutzgesetz, etc.) kann die Steuerung der 
Ansiedlungen erfolgen. Die Ausschlusskriterien 
sind einheitlich über alle geeigneten Flächen 
(Windhöffigkeit, Abstände zu Wohnbebauung) 
anzuwenden. Sie sollen in ein schlüssiges Gesamt-
konzept für das gesamte Gemeindegebiet einflie-
ßen, das den Privilegierungsabsichten des § 35 
BauGB nicht entgegen steht (keine Negativpla
nung).  
 
Erkennt die Gemeinde, dass der Windenergie 
nicht ausreichend substanziell Raum geschaffen 
wird, muss sie ihr Gesamtkonzept überprüfen und 
gegebenenfalls ändern12.  
 
Im Bebauungsplan können die Standortflächen für 
Windenergieanlagen als ein Sondergebiet festge-
setzt werden (§ 11 Abs. 1 und 2 BauNVO). 
 
Bei Windenergieplanungen ist es sinnvoll, die 
Bürgerinnen und Bürger frühzeitig in die Pla
nungsprozesse einzubinden und sie umfassend zu 
informieren.

 7 	 http://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/
 8, 9 Landesverordnung über das Landesentwicklungsprogramm vom 14. Oktober 2008 (GVBl. S. 285), geändert durch die
	 Erste Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über das Landesentwicklungsprogramm vom 26. April 2013
	 (GVBl. S. 66).
10 	 Gesetz vom 22.12.2008, BGBl. I. 2986, geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 28.3.2009, BGBl. I. 643).
11 	 Bundesverwaltungsgericht 4 C 15.01, http://www.bverwg.de/media/archive/1091.pdf 

Bundesverwaltungsgericht 4 BN 25.09 http://www.bverwg.de/media/archive/7874.pdf
12 	 Bundesverwaltungsgericht 4 CN2.07 http://www.bverwg.de/media/archive/6006.pdf 
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Anzahl Anlagen Anforderungen Rechtsgrundlage

1 bis 2 Keine UVP vorgesehen

3 bis 5 Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls § 3 c Satz 2 UVPG i.V.m. Anlage 1 Nr. 1.6.3

6 bis 19 Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls § 3 c Satz 1 UVPG i.V.m. Anlage 1 Nr. 1.6.2

20 und mehr Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung § 3 b Abs. 1 Satz 1 UVPG i.V.m. Anlage 1 Nr. 1.6.1

Tab. 3:  Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung von Windenergieanlagen 
	 größer als 50 Meter Gesamthöhe. 

Das gemeinsame Rundschreiben Windenergie des 
rheinland-pfälzischen Ministeriums für Wirtschaft, 
Klimaschutz, Energie und Landesplanung und der 
anderen berührten Fachressorts dient als Leitlinie 
für die Planungs- und Genehmigungsprozesse von 
Windenergieanlagen. In ihm sind die wichtigsten 
Regelungen zusammengefasst. 
 
Wenn weder auf der Ebene der Raumordnung  
(Regionalplanung) noch auf der der Bauleit-
planung Vorgaben zur Steuerung der Wind
energienutzung vorhanden sind, kann vor dem 
eigentlichen Genehmigungsverfahren eine 
raumordnerische Prüfung in Form eines Raum
ordnungsverfahrens (§ 15 ROG i.V.m. § 17 LPlG) 

oder einer vereinfachten raumordnerischen Prü-
fung (§ 16 ROG i.V.m. § 18 LPlG) erforderlich sein. 
 
Windenergieanlagen bedürfen bis zu einer 
Gesamthöhe (Mast und Rotor) von 50 Meter 
einer bauaufsichtlichen Genehmigung. Sind sie 
höher als 50 m, was heute fast immer der Fall 
ist, sind sie immissionsschutzrechtlich in einem 
vereinfachten Verfahren (ohne Öffentlichkeits
beteiligung) genehmigungspflichtig (4. BImschV, 
Anhang Nr. 1.6 Spalte 2 13). 
 
Sind mehrere Anlagen an einem Standort vor-
gesehen, kann darüber hinaus eine Umwelt
verträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich sein. 

Genehmigung  
von Windenergieanlagen

Quelle: eigene Darstellung
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 13 	http://www.gesetze-im-internet.de/bimschv_4_1985/ 
 14 	Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 

durch Artikel 5 Absatz 15 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist. 
	 http://www.gesetze-im-internet.de/uvpg/ 
 15 	Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA 

Lärm) vom 26. August 1998, GMBl Nr. 26/1998, S. 503.

Nach Anlage 1 zu § 3 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG14) sind Wind-
parks mit 20 und mehr Anlagen immer einer UVP 
zu unterziehen. Bei sechs bis 19 Anlagen ist eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzu-
führen. Führt die Vorprüfung zu dem Ergebnis, 
dass erhebliche nachteilige Auswirkungen durch 
die Anlagen zu erwarten sind, muss ebenfalls eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgen. Dies 
bedeutet zudem, dass dann auch ein förmliches 
immissionsschutzrechtliches Verfahren mit Betei-
ligung der Öffentlichkeit durchzuführen ist. 

Sind keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen durch die Anlagen zu erwarten, wird 

ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren 
ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. 
Hierbei werden nur die Träger öffentlicher 
Belange (Fachbehörden u. a.) beteiligt. In jedem 
Fall werden die gebietsbezogenen Lärmschutz-
vorgaben der TA Lärm15 sowie natur- und 
artenschutzrechtliche Vorgaben im Verfahren 
geprüft. 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
schließt die sonstigen Genehmigungen, z. B. nach 
Baurecht, Denkmalschutzrecht oder Waldrecht 
mit ein (sog. Konzentrationswirkung). Zuständig 
sind die Immissionsschutzbehörden der Land-
kreise und kreisfreien Städte.
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Da die Zahl der Windenergieanlagen in Rhein-
land-Pfalz in den letzten Jahren stark zuge
nommen hat, werden immer mehr Bürgerinnen 
und Bürger mit den Anlagen konfrontiert. Auf-
grund der Vorteile, die Projekte vor Ort bieten, 
sind die kommunalen Verantwortlichen gut 
beraten, wenn sie Bürgerinnen und Bürger von 
Anfang an in die Planung der Anlagen, aber auch 
in die Entwicklung kommunaler Energiekonzepte 
aktiv mit einbeziehen. 
 
Gerade bei der Planung von Windenergieanlagen 
ist eine frühzeitige Information der Bevölkerung 
unabdingbar. Schon bei der ersten Projektidee, 
aber auch bei der regionalplanerischen oder 
bauleitplanerischen Auswahl von potenziellen 
Windenergiestandorten, sind umfassende Infor-
mationen der Bevölkerung mitzuteilen, zugäng-
lich zu machen und eine Beteiligungsmöglichkeit 
einzuräumen.  

Beteiligung im Bereich der Raumordnung 

Im Bereich der Raumordnung gibt es sowohl bei 
der Aufstellung und Änderung von Raumord-
nungsplänen als auch bei den Raumordnungs-
verfahren für konkrete Vorhaben eine gesetzlich 
vorgeschriebene Beteiligung der Öffentlichkeit. 
 
In den regionalen Raumordnungsplänen  wer-
den Vorrang- und in begrenztem Umfang auch 
Ausschlussgebiete für Windenergienutzung 
ausgewiesen. Die Entwürfe dieser Pläne sind mit 
Begründung und Umweltbericht – nach § 6 Abs. 
4 des Landesplanungsgesetzes16 öffentlich für 
sechs Wochen bei den unteren Landesplanungs-
behörden (Kreisverwaltungen) und den Stadtver-
waltungen der kreisfreien Städte im Geltungs-
bereich des Raumordnungsplans auszulegen. Die 
Auslegungen sind mindestens ein Woche zuvor 
anzukündigen. Darüber hinaus erfolgt in der Regel 
eine Einstellung des Planentwurfs ins Internet. So 

können sich die Bürgerinnen und Bürger über die 
Inhalte des jeweiligen Planentwurfs informieren 
und ihre Anregungen dazu einreichen.  
 
Wird für ein konkretes Projekt ein Raumordnungs-
verfahren durchgeführt, so hat auch dabei eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu erfolgen (§ 17 Abs. 7 
LPlG). Die Planunterlagen sind für die Dauer eines 
Monats öffentlich auszulegen und die Bürgerinnen 
und Bürger haben auch hier die Möglichkeit, Stel-
lungnahmen abzugeben

Beteiligung in der Bauleitplanung

Die ersten Projektideen können freiwillig innerhalb 
der Kommune im Gemeinderat  / Stadtrat vor-
gestellt und bei Bürgerversammlungen erläutert 
werden. Sollen Flächen für Windenergie genutzt 
werden, und sind wesentliche Änderungen des 
Flächennutzungsplanes oder des Bebauungsplanes 
erforderlich, ist die Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 
und 4 Abs. 1 BauGB17 möglichst frühzeitig im Rah-
men der vorgezogenen Bürgerbeteiligung über  

σσ die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung,  

σσ sich wesentlich unterscheidende Lösungen,  
die für die Neugestaltung oder Entwicklung 
eines Gebiets in Betracht kommen und  

σσ die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung zu informieren. 

Die Unterlagen können auch in onlinebasierten 
Angeboten zugänglich gemacht werden. Dabei 
muss den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit 
zur Äußerung und Erörterung gegeben werden.  

Nach Ankündigung und Erörterung schließt sich 
ein förmliches Verfahren nach § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch18 zur Auslegung und zur Bürgerbeteili-
gung an. Dabei sind die Entwürfe der Bauleitpläne 

Bürgerbeteiligungsverfahren
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mit der Begründung und den nach Einschätzung 
der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen, für die Dauer 
eines Monats öffentlich auszulegen. Ort und 
Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, sind mindestens eine Woche vorher ortsüb-
lich bekannt zu machen.  
 
Stellungnahmen, Anregungen und Bedenken kön-
nen während der Auslegungszeit öffentlich abge-
geben werden. Die Stellungnahmen sind zu prüfen 
und die Ergebnisse der Prüfung mitzuteilen, oder 
bei mehr als 50 Stellungnahmen mit im Wesent-
lichen gleichen Inhalt, zur Einsicht anzubieten. 

Beteiligung im Genehmigungsverfahren

Bei der Genehmigung von Windparks nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz ist eine Öffent
lichkeitsbeteiligung im Rahmen des Planfest-
stellungsverfahrens dann erforderlich, wenn die 
Vorprüfung ergibt, dass erhebliche nachteilige 
Auswirkungen zu erwarten sind und eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen ist. 
Ab 20 Anlagen sind eine UVP und ein förmliches 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissions-
schutzgesetz mit Beteiligung der Öffentlichkeit 
immer erforderlich. 
 
In den anderen Fällen erfolgt die Genehmigung  
in einem vereinfachten Verfahren, das von Ge-
setzes wegen keine Öffentlichkeitsbeteiligung 
vorsieht. Bürgerinnen und Bürger können aber 
trotzdem Bedenken und Anregungen in das Ver-
fahren einbringen. 
 

Im förmlichen Genehmigungsverfahren erfolgt 
eine Auslegung der Antragsunterlagen für einen 
Monat. Die Auslegung wird vorher öffentlich an-
gekündigt. Die Anregungen und Bedenken können 
in einem Erörterungstermin besprochen werden. 
Anschließend erlässt die Genehmigungsbehörde 
einen Bescheid, mit dem das Vorhaben genehmigt 
oder abgelehnt wird.

Akzeptanz durch Beteiligung

Die notwendige Akzeptanz für Windenergiean-
lagen entsteht aus a) dem Verstehen der Not
wendigkeiten, b) der Vorgehensweise und c) den 
Erfordernissen der Energiewende. Dies erfordert 
qualifizierte Informationen über den ökologischen 
und ökonomischen Nutzen der Anlagen für die 
Kommunen und für die Bevölkerung. Gefragt sind 
hier verschiedene beteiligte Stellen, also das Land, 
die Planungsgemeinschaften, die Landkreise, die 
Kommunen sowie die Planer und, falls schon 
vorhanden, die Anlagenbetreiber. Die Informa
tionen sollen den Nutzen der Anlage für die Kom-
munen und ihren Einwohnern deutlich machen. 
Sie sollen die möglichen Einnahmen aus Pacht, 
Gewerbesteuer oder Beteiligung an den Wind
energieanlagen beinhalten.
 
Wichtig ist es hierbei, Transparenz zu schaffen, 
eine offene Kommunikation zu pflegen und even-
tuell echte finanzielle Beteiligungsangebote zu 
entwickeln. Den Gemeinden kommt hier die Rolle 
des Kooperationspartners und des Moderators 
zu, die zwischen den Projektentwicklern und 
Beteiligten auf der einen und den Bürgern auf der 
anderen Seite vermitteln. 

 16 	Landesplanungsgesetz (LPlG) vom 10. April 2003. Letzte berücksichtigte Änderung: §§ 4, 8, 10 und 13 geändert durch Artikel 25  
des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBl. S. 280).

	 http://landesrecht.rlp.de/jportal/?quelle=jlink&query=PlanG+RP&psml=bsrlpprod.psml 
17 	http://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html 

Bundesverwaltungsgericht 4 BN 25.09 http://www.bverwg.de/media/archive/7874.pdf
18  Bundesverwaltungsgericht 4 CN2.07 http://www.bverwg.de/media/archive/6006.pdf 
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Kooperationsmöglichkeiten 
und 

Beteiligungsmodelle
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Die Gemeinden in einer Verbandsgemeinde oder 
einer Region können durch Vereinbarung einen 
sogenannten Solidarpakt/-fonds schließen. 
Im Rahmen dessen kann vereinbart werden, 
Windenergieprojekte gemeinsam in Rahmen 
der Flächennutzungsplanung anzugehen, deren 
Projektierung zu steuern und/oder evtl. Vertei-
lungsmodelle für Pachteinnahmen oder Erträge 
im Zusammenhang mit Windenergieanlagen 
zu entwickeln. Eine weitere Variante kann die 
Bildung einer gemeinsamen Anstalt des öffent-
lichen Rechts sein, auf die nachfolgend näher 
eingegangen wird. 
 
Ein weiteres Argument für eine Beteiligung an 
gemeinsamen Windenergieprojekten ergibt 
sich daraus, dass in einem Windpark häufig nur 
bestimmte Grundstücke direkt von den Wind
energieanlagen in Anspruch genommen werden, 
die benachbarten Flächen aber ebenfalls von 
der Anlage oder ihren Auswirkungen berührt 
werden. In diesen Fällen ist es sinnvoll, einen 
Ausgleich unter den Eigentümern der Flächen 

herbei zu führen. Dieser Ausgleich kann zum 
Beispiel durch einen finanziellen Beitrag seitens 
der Betreiber an die Grundstückseigentümer 
für die Flächeninanspruchnahme in einem 
bestimmten Radius um die Standorte der ein-
zelnen Anlagen erfolgen. Ein solcher Ausgleich 
kann auch in einem größeren Rahmen vorge-
nommen werden. Dazu bietet sich an, dass sich 
die Grundstückseigentümer, Bürgerinnen und 
Bürger der umliegenden Gemeinden oder auch 
die Gemeinden selbst an dem Unternehmen, 
dass die Windenergieanlagen betreibt oder 
betreiben will (Betreibergesellschaft), betei-
ligen. Diese Betreiberform wird auch als Bürger-
windpark bezeichnet. Sie stellt den Betrieb der 
Anlage auf eine breite Basis und ermöglicht eine 
bessere regionale Wertschöpfung.  
 
Aber auch mehrere oder alle Ortsgemeinden ei-
ner Verbandsgemeinde können sich zum Zweck 
der Energieerzeugung zusammenschließen. Sie 
können dabei die Verbandsgemeinde mit einbin-
den oder ihr die Aufgabe der Energieversorgung 

Kooperationsmöglichkeiten
In fast allen Kommunen sind in den vergangenen Jahren Anlagen zur Erzeugung 
Erneuerbarer Energien in Betrieb gegangen. Viele kleine, dezentrale Anlagen sorgen 
nun verstärkt für eine Energieversorgung vor Ort, losgelöst von bisherigen großen 
Kraftwerksbetreibern. Einige Kommunen in Rheinland Pfalz sind bereits zu Strom-
lieferanten geworden, die mehr Strom produzieren, als in ihrem Gebiet benötigt 
wird. Während für die Stromproduktion mittels Photovoltaikanlagen in jeder Ge-
meinde geeignete (Dach-)Flächen zur Verfügung stehen, ist die Aufstellung von 
Windenergieanlagen mit Einschränkungen verbunden und nicht in jeder Gemeinde 
möglich. Einschränkungen können beispielsweise geringe Windhöffigkeit, geringe 
Abstände zu benachbarten Gemeinden, Landschaftsschutzaspekte oder Natur-
schutzbelange sein.

Doch auch den Kommunen, die selbst keine Windenergieanlagen aufstellen können 
oder dürfen, kann eine Beteiligung an Anlagen in der Nachbarschaft, in der Ver-
bandsgemeinde oder im Landkreis ermöglicht werden.
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übertragen. Es können sich auch Ortsgemeinden 
aus mehreren Verbandsgemeinden zusammen-
schließen, um einen Windpark zu projektieren, 
sich daran zu beteiligen oder um ihn selbst zu 
betreiben. Hierdurch kann die Wertschöpfung 
aus der Errichtung und dem Betrieb in der Re-
gion bleiben, neue Einnahmen werden gemein-
sam erschlossen. 

Für die Zusammenschlüsse stehen verschiedene  
Rechtsformen zur Verfügung. Die Zusammen
schlüsse bieten für die Kommunen die Chance, sich 
bei Windenergieprojekten mit unterschiedlichen 
Ansätzen zu bewegen. So ist es beispielsweise 
möglich, dass einige Kommunen jene Flächen oder 
Wegerechte besitzen, auf denen die Windräder 
errichtet werden können. Andere können vielleicht 
die notwendigen Ausgleichsflächen bereitstellen 
oder sind von Auswirkungen der Windenergiean-
lagen betroffen. Eventuell sind auch Dritte bereit, 
sich finanziell an der Errichtung von Anlagen zu 
beteiligen, um einen Beitrag zum Klimaschutz zu 
leisten oder Einnahmen zu generieren. 
 
Vorrangig dürfen in dem Bereich der Energiever-
sorgung die Ortsgemeinden im Rahmen ihrer 
Allzuständigkeit tätig werden. Die Ortsgemeinden 

können die Aufgabe der Energieerzeugung auf die 
Verbandsgemeinden übertragen.  
 
Sie können von den erwarteten Gewinnen bei  
der Erzeugung dadurch profitieren, dass die 
erzielten Einnahmen zur Senkung der Verbands
gemeindeumlage genutzt werden. Ebenfalls kann 
sich eine Ortsgemeinde finanziell in bestimmten 
Anteilen an der Errichtung einer Windenergie
anlage oder eines Windparks beteiligen, und so  
Einnahmen erzielen. Eine Einbeziehung von leis
tungsfähigen Partnern vor Ort, wie z. B. Stadt- und 
Gemeindewerke, ist möglich. Diese Vorgehens-
weise bietet den Vorteil, dass die Werke häufig 
gute Kenntnisse über die Gegebenheiten vor Ort 
und über direkte Kundennähe verfügen. Stadt- 
und Gemeindewerke können aber auch, losgelöst 
von lokalen Windenergieprojekten in Windener-
gieanlagen, in die Vermarktung des erzeugten 
Stroms oder in die Übernahme der lokalen Strom-
netze investieren.  
 
Weiter ist es möglich, dass sich Verbandsgemein-
den auf Kreisebene gemeinsam mit dem Landkreis 
in einem Unternehmen zusammenschließen, um 
eine Energieerzeugung gemeinsam anzugehen. 
Hierfür gibt es bisher keine Beispiele. 

  

Pro Kontra

Keine geeigneten Flächen im Gemeindegebiet vorhanden Ausreichende Flächen für WEA vorhanden,  
und große Abstände zu den Nachbarkommunen 

Bündelung von Anlagen an einem oder wenigen gut geeigneten Standorten ist möglich)

Kostengünstige Erschließung und Netzanbindung der Standorte bei Bündelung Kommune ist allein für ihr Gebiet zuständig

Gemeinde ist von den Auswirkungen der Anlagen betroffen (Landschaftsbild, Zufahrtswege, …) Nachbarkommunen sind nicht von den Auswirkungen betroffen

Pacht und ggf. Steuereinnahmen fließen auch an betroffene Kommunen Pachteinnahmen verbleiben in der Standortkommune

Akzeptanz für WEA in Nachbarkommunen wird gesteigert

Gemeinsamer Betrieb der Windenergieanlagen möglich Kein gemeinsamer Betrieb von Anlagen gewollt

Wertschöpfung kommt der Region zugute Wertschöpfung verbleibt in der Kommune

Gemeinsame Finanzierung von Planung und ggf. von Betrieb der Anlage möglich Finanzierung von Planung und ggf. Betrieb von Anlagen ist alleine möglich 

Stärkung der Bürgergesellschaft bei Partizipation an Anlagen möglich

Wartungs- und Betreuungsaufwand wird bei gemeinschaftlichen Vorhaben geringer
 

   Tab. 4:  Argumente für und gegen Kooperationen von Kommunen 

Quelle: eigene Zusammenstellung
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Vorteile von Kooperationen

Ein Zusammenschluss von Ortsgemeinden zur  
Errichtung und zum gemeinsamen Betrieb von  
Windenergieanlagen in einer geeigneten Betriebs-  
form, sowie die Einbeziehung der Verbandsge
meinde und evtl. auch des Landkreises, können 
große Vorteile mit sich bringen. Interkommunale 
Betriebsformen oder das Betreiben von Wind
energieanlagen durch Verbandsgemeinden oder 
Landkreise können dazu genutzt werden, eine 
Bündelung von Windenergieanlagen an besonders 
geeigneten Standorten (Windparks) zu erreichen. 
Hierdurch ergeben sich wirtschaftliche Vorteile 
im Vergleich zu kleinen Einzelstandorten, die eine 
geringere Energieausbeute und höhere Erschlie-
ßungs- und Netzanbindungskosten aufweisen. 
Ebenfalls kann die Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbilds gegenüber Einzelanlagen minimiert 
und eine Voraussetzung für einen angemessenen 
Interessenausgleich der beteiligten Kommunen 
geschaffen werden.  
 
Eine Bündelung von Anlagen an einem Stand-
ort kann auch dazu beitragen, Konflikte unter 
den Gemeinden zu vermindern. Sie ermöglicht 
außerdem eine effiziente Standortplanung bei der 
Flächennutzungsplanung und bei der Netzplanung 
(Anbindung an Stromnetz). Die technische und 
kaufmännische Betriebsführung der Anlagen wird 
bei Windparks ebenfalls einfacher und die Positi-
on für Vertragsverhandlungen wird verbessert. 

Andererseits können sich die Gemeinden darauf 
beschränken, geeignete Grundstücke oder Wege 
kommerziellen Unternehmen für Windenergieer-
zeugung zur Verfügung zu stellen. Die Verpach-
tung der Flächen ist als privatrechtlich zu beurtei-

lende Liegenschaftsverwaltung zu sehen. Es lassen 
sich hierdurch lediglich Pachteinnahmen und Ge-
werbesteuereinnahmen erzielen. Die Gewinne aus 
dem Betrieb der Anlage fließen ab und sind nicht 
in der regionalen Wertschöpfung enthalten (es sei 
denn, der Park wird von einer Gesellschaft mit Sitz 
in der Gemeinde betrieben – nach Def. IÖW). Die 
Gemeinde trägt dann kein wirtschaftliches Risiko 
und hat keinen Verwaltungsaufwand.

Ein isoliertes Vorgehen einzelner Ortsgemeinden 
bei der Verpachtung von Flächen an kommerzielle 
Betreiber von Windenergieanlagen kann Span-
nungen mit Nachbargemeinden erzeugen.  
 
Die Nachbargemeinden haben keine Pachteinnah
men, müssen aber mögliche Belastungen durch 
die Errichtung und den Betrieb der Anlagen 
hinnehmen. Dies kann besonders schwerwiegend 
sein, wenn eine Nachbargemeinde aufgrund der 
topografischen Gegebenheiten (oder aus ande-
ren Gründen) selbst keine geeigneten Standorte 
aufweist und somit über keine Möglichkeit zur 
Einnahmegenerierung aus Windenergieanlagen 
verfügt. In Tabelle 4 sind einige Argumente zu-
sammengefasst.

Aufgrund dieser Überlegung sind Modelle und 
Instrumente entwickelt worden, sogenannte 
Solidarpakte, mit denen ein Ausgleich der wirt-
schaftlichen Vorteile aus der Flächenverpachtung 
zwischen Standortgemeinden und Nachbarge-
meinden erreicht werden soll. Gleichzeitig kann 
dadurch eine Bündelung von Windenergieanlagen 
an bestmöglichen Standorten gefördert und die 
Energieausbeute optimiert werden.
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Kommunen können sich in unterschiedlicher Form 
als Betreiber von Windenergieanlagen betätigen 
und andere Kommunen, aber auch Bürgerinnen 
und Bürger dabei einbinden. Als Gesellschaftsform 
für den Betrieb oder die Beteiligung an Windener-
gieanlagen bieten sich an: 

σσ Anstalt des öffentlichen Rechts 

σσ GmbH & Co. KG 

σσ GmbH 

σσ Genossenschaften 

σσ Stiftungen 

Eine Übersicht über geeignete Gesellschafts-
formen zeigt Abbildung 3. 

Anstalt des öffentlichen Rechts(AöR)
 
Rechtsgrundlagen für die AöR finden sich in den 
§§ 86 a und b der Gemeindeordnung und in § 14 a 
und b des Landesgesetzes über die interkommu-
nale Zusammenarbeit (KomZG).
 
Anwendung findet auch die Eigenbetriebs- und 
Anstaltsverordnung (EigAnVO19). Die Vorgaben  
erlauben es den Kommunen, wirtschaftliche 
Unternehmen und Einrichtungen zu gründen oder 
bestehende Eigenbetriebe in eine AöR umzuwan-
deln. Die Kommunen können Aufgaben auf die 
AöR übertragen. Es bedarf keiner aufsichtsbehörd-
lichen Genehmigung zur Gründung, lediglich eine 
Anzeige (§ 92 GemO) ist erforderlich. 
 
Gegründet wird die AöR durch Beschluss und Ver-
abschiedung einer Satzung. Organe sind der Vor-

Gesellschaftsformen

Abb. 3:  Gesellschaftsformen für Windenergieanlagen

Kommunale Unternehmen

Öffentlich-rechtliche 
Unternehmensformen

nicht rechtsfähig

rechtsfähig

Eigenbetrieb

Anstalt
Stiftung

OHG,
KG, etc.

Aktiengesellschaft
GmbH
GmbH & Co. KG
Genossenschaft
Verein

Privatrechtliche 
Unternehmensformen

Betreibergesellschaften

Quelle: Latzko, Stefan: Teilhabe und Bürgerbeteiligung.  
Vortrag bei SEMES Konferenz, Birkenfeld, 09.05.2012, verändert.
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stand, der die AöR leitet und nach außen vertritt, 
und der Verwaltungsrat, der eine Aussichts- und 
Entscheidungsfunktion wahrnimmt. Aufgrund der 
wenigen Organe kann die Anstalt recht flexibel 
agieren und Projekte direkt und schnell umsetzen. 
Zudem kann der Aufgabenumfang schnell durch 
Anpassung der Satzung erweitert werden, zum 
Beispiel in Richtung Photovoltaik, Nahwärmever-
sorgung, Straßenbeleuchtung. 
 
Die AöR muss einen Jahresabschluss erstellen.  
Sie kann mehrere Kommunen als Solidargemein
schaft zusammen bringen und Aufgaben und 
Projekte bündeln.  
 

GmbH & Co. KG
 
Die GmbH & Co. KG eignet sich für kosteninten-
sive Vorhaben. Die Gesellschaftsform ermöglicht 
es, viele Kapitalgeber einzubinden. Die Haftung 
übernimmt die GmbH als Komplementär in Höhe 
des Stammkapitals (mindestens 25.000 Euro). 
Die Gesellschafter haften lediglich in Höhe ihrer 
Einlage. Dadurch wird diese Gesellschaftsform 
interessant für Beteiligungen, bei denen das finan-
zielle Risiko gering gehalten werden soll. 
 
Die Gründung erfolgt durch Abschluss eines Ge
sellschaftsvertrages zwischen einer bestehen- 
den oder noch zu gründenden GmbH (mit eige
nem Gesellschaftsvertrag) und mindestens einem 
Kommanditisten. Sie ist im Handelsregister 
anzumelden. Die Anmeldung ist von einem Notar 
zu beglaubigen. Die Geschäfte der GmbH & Co. 

KG werden von einem oder mehreren hauptamt-
lichen Geschäftsführern geführt. Eigenständige 
Jahresabschlüsse für die GmbH und für die KG 
müssen erstellt werden. 
 
Überschreitet die GmbH & Co KG gewisse 
Bagatellgrenzen, die im Gesetz über Vermö
gensanlagen (Vermögensanlagengesetz –  
VermAnlG20) geregelt sind, muss sie in einem 
Verkaufsprospekt umfassend über die Anlage-
möglichkeiten und Risiken informieren und den 
Prospekt von der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) prüfen lassen. 
 
Die GmbH & Co. KG ist gewerbesteuerpflichtig. 
Verluste werden für jedes Wirtschaftsjahr den 
Gesellschaftern entsprechend ihrem Kapitalan-
teil zugewiesen. Verluste können mit positiven 
Einnahmen verrechnet werden und die Steuerlast 
verringern. 
 
Anleger bei der Kommanditgesellschaft erhalten 
eine Steuergutschrift in Höhe ihrer Anteile, für die 
Abgeltungssteuer (zuzüglich Solidaritätszuschlag) 
abgeführt wird.  
 

GmbH 
 
Die Gesellschafter der GmbH sind durch einen 
Geschäftsanteil (Stammeinlage) am Vermögen 
beteiligt. Sie übernehmen aber durch die Be-
teiligung keine persönliche Haftung gegenüber 
Gläubigern21. Die Möglichkeit, einen Aufsichtsrat 
einzusetzen, in dem zum Beispiel auch Vertreter 

19 	http://landesrecht.rlp.de/jportal/?quelle=jlink&query=EigBetrAnV+RP&psml=bsrlpprod.psml 	
20 	http://www.gesetze-im-internet.de/vermanlg/__2.html
21 	Weitere Informationen: Wöhe, G.: Einführung in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre. 24. Aufl. Verlag Franz Vahlen, München 2010.
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der Ratsfraktionen oder der beteiligten Kommu-
nen vertreten sind, macht die Gesellschaft auch 
für Windprojekte von Kommunen attraktiv. Im 
Gesellschaftsvertrag und in der Gesellschafts-
satzung einer GmbH kann ein Weisungsrecht 
der Kommune verankert werden und damit eine 
engere Bindung erreicht werden. 

 
Eingetragene Genossenschaften (eG)
 
Die Zahl der Mitglieder ist bei einer Genossen-
schaft nicht begrenzt und ein Mindestkapital 
ist nicht erforderlich. Eine Genossenschaft kann 
bereits mit drei Gründungsmitgliedern ge-
gründet werden. Dabei reicht zunächst nur ein 

Vorstand. Erst bei mehr als 20 Mitgliedern ist 
ein Aufsichtsrat zwingend und ein mindestens 
zweiköpfiger Vorstand. Die Haftung ist für die 
Mitglieder begrenzt auf die Höhe der Einlage. 
 
Organe der Genossenschaft sind Vorstand, Auf-
sichtsrat (mindestens drei Personen) und Gene
ralversammlung. Die Generalversammlung wählt 
den Aufsichtsrat und der wiederum bestellt und 
kontrolliert den Vorstand. Der Vorstand führt die 
Geschäfte und erstellt die Jahresabschlüsse.  
In der Generalversammlung hat jedes Mitglied, 
unabhängig von der Höhe der Beteiligung, nur 
eine Stimme. Die Mitglieder der Genossenschaft 
erhalten eine jährliche Dividende. 
Zur Gründung einer Genossenschaft müssen ein 

Abb. 4:  Genossenschaft in Stichworten

•	 juristische Person  

•	 Rechtsgrundlagen: Genossenschaftsgesetz 

•	 offene Mitgliederzahl 

•	 keine Haftung der Mitglieder gegenüber den Gläubigern 

•	 Zulässigkeit der Vereinbarung von beschränkten oder unbeschränkten Nachschusspflichten 

•	 kein bestimmtes Kapital vorgeschrieben 

•	 mindestens drei Gründer 

•	 Firma mit Zusatz „eG“ 

•	 Versammlung der Genossen (Generalversammlung) ist oberstes Willensorgan  
	 der Genossenschaft. Bei mehr als 1.500 Mitgliedern kann das Statut bestimmen,  
	 dass die Generalversammlung aus Vertretern der Genossen besteht (Vertreterversammlung) 

•	 Geschäftsführung erfolgt durch den Vorstand, der durch die Generalversammlung  
	 gewählt wird  

•	 Aufsichtsrat aus mindestens drei Mitgliedern,  
	 der ebenfalls durch die Generalversammlung gewählt wird. Kommunale Unternehmen
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Geschäftsplan und eine Satzung mit individuellen 
Regelungen erstellt werden. Beides wird vom 
Genossenschaftsverband geprüft. Danach wird die 
Genossenschaft im Genossenschaftsregister ein-
getragen. Zur Aufnahme neuer Mitglieder bedarf 
es einer Bestätigung des Mitgliedsantrages durch 
den Vorstand. 
 
Die Genossenschaft unterliegt der Gewerbe-
steuer, der Körperschaftssteuer und dem Solida
ritätszuschlag. Allerdings entfällt bei der Gewer-
besteuer der allgemeine Freibetrag von 24.500 
Euro, da dieser nur Personengesellschaften 
gewährt wird. Ebenfalls kann die Gewerbesteuer 
nicht den Anteilseignern als Steuerermäßigung 
angerechnet werden 22. 
 
Vorteil der Genossenschaft ist das Entfallen 
der Prospektpflicht. Ohne einen, von der Bun
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zur 
Veröffentlichung zugelassenen Prospekt dürfen 
die Vermögensanteile eigentlich nicht öffentlich 
angeboten werden. Ein weiterer Vorteil der  
Genossenschaft ist, dass auch sehr geringe Betei-
ligungen (z B. 50 Euro) möglich sind. 
 
Steuerlich sind von der Gesellschaft neben der 
Gewerbesteuer auch Körperschaftssteuer und So-
lidaritätszuschlag zu zahlen. Für die Gesellschafter 
(Genossen) ist die Versteuerung recht unkompli-
ziert. Lediglich die Abgeltungssteuer in Höhe von 
25 Prozent zuzüglich des Solidaritätszuschlags 
sind zu entrichten. Verluste werden vorgetragen 
und die Gesellschafter nicht daran beteiligt. Die 
Einkünfte aus einer Genossenschaft gelten als Ein-
künfte aus Kapitalvermögen. Die Freibeträge für 
Bürgerinnen und Bürger hierfür sind 801 Euro und 
1.602 Euro (gemeinsame Veranlagung).  

Stiftung 
 
Für Windenergieprojekte werden Stiftungen als 
ungeeignet angesehen, da die Höhe der Ausschüt-
tung für gemeinnützige Zwecke nicht begründbar 
ist. Die Gründung einer Stiftung kommt beson-
ders dann in Frage, wenn die Energieerzeugung 
mit einem Engagement in anderen Bereichen 
(Soziales, Kultur) verknüpft werden soll. Der 
Gründungsaufwand wird als hoch eingeschätzt. 
Die Beteiligten müssen Kapital für den Zweck der 
Stiftung einbringen. Für eine rechtsfähige Stiftung 
sind mindestens 50.000 Euro erforderlich. 

Die Stiftung hat einen Vorstand und einen Beirat,  
in dem auch Bürgermeister oder Privatpersonen 
vertreten sein können. Eine Stiftung ermöglicht 
es den Gemeinden, außerhalb des kommunalen 
Haushalts im Bereich Erneuerbarer Energien aktiv 
zu werden und Überschüsse für gemeinnützige 
Zwecke einzusetzen.  
 

Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR) 

Für kleinere Energieprojekte mit geringen Inves
titionssummen (häufig für Photovoltaik-Anlagen) 
wird gerne die Rechtsform der GbR gewählt. Sie 
kann von mindestens zwei Personen ohne Stamm-
kapital mit einem formlosen Vertrag gegründet 
werden. Die Beteiligten haften unbeschränkt und 
führen die Geschäfte gemeinsam oder sie übertra-
gen die Geschäftsführung durch eine Vollmacht 
auf eine Person. Aufgrund der uneingeschränkten 
Haftung eignet sich die Gesellschaftsform nicht 
unbedingt für Windenergieprojekte.

22 	Die steuerlichen Ausführungen basieren auf einem Text von Dipl.-Bw. Nils Nünke, Bad Kreuznach 
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Bei der Auswahl der Gesellschaftsform sind 
verschiedene Kriterien zu beachten, wie die Fle
xibilität der Organisation, die Steuerungsmöglich-
keiten durch die Kommune sowie Finanzierungs- 
und Haftungsfragen. Daneben sind Aspekte des 
Vergaberechts, des Steuerrechts sowie der Koope-
rationsmöglichkeiten mit anderen Unternehmen 
zu berücksichtigen. Es empfiehlt sich in jedem 
Fall, Fachberater bei der Auswahl der Unterneh-
mensform hinzuzuziehen.  
 
Als häufigste Gesellschaftsformen haben sich bei 
der Beteiligung an Windenergieprojekten durch 
Kommunen die Anstalt des Öffentlichen Rechts 
und die GmbH & Co. KG herauskristallisiert.  
 
Besonders in jüngster Zeit gründen Kommunen in 
Rheinland-Pfalz vermehrt Anstalten des öffentli-
chen Rechts (AöR), um wirtschaftlich tätig werden 
zu können und Energieprojekte umzusetzen. Die 
Anstalt ist eine rechtlich selbstständige juristische 
Person des öffentlichen Rechts. Gerade bei der 

Beteiligung an Windenergieanlagen und Photo
voltaikanlagen ist diese Rechtsform für Kom-
munen attraktiv, denn sie ist flexibel und lässt 
sich gut steuern. Das Risiko für die Kommunen 
ist durch eine Ertragsausfallversicherung mini-
mierbar. Die Gewinne können sich die beteiligten 
Gemeinden teilen. Die Kommune haftet zumeist 
uneingeschränkt für die Verbindlichkeiten der 
Anstalt (Gewährträgerhaftung).  
 
Die GmbH & Co. KG bietet sich für große und 
kostenintensive Vorhaben wie Solar- oder Wind-
parks an. Die Gesellschaftsform ermöglicht es, 
viele Kapitalgeber einzubinden. Die Gesellschafts-
form gilt als flexibel gestaltbar und ermöglicht 
gute Finanzierungsoptionen.  
 
Tabelle 5 enthält die Eckdaten für drei Gesell-
schaftsformen. Bei der Anstalt des öffentlichen 
Rechts ist eine Beteiligung von Bürgern nicht 
möglich, da sich hier nur Kommunen beteiligen 
können.

Besonderheiten  
für kommunale Betreiber

GmbH & Co. KG Genossenschaft Anstalt des öffentlichen Rechts

Gründungs­
aufwand

hoch hoch gering

Verwaltungs­
aufwand

hoch hoch gering

Haftung beschränkt auf 
Kapitaleinlage

beschränkt auf Kapitaleinlage zum Teil unbeschränkte Gewährsträger-
haftung der Kommune

Mindestkapital 25.000 Euro nicht erforderlich nicht erforderlich

Bürgerbeteiligung möglich möglich keine

Tab. 5:  Eckdaten verschiedener Rechtsformen 

Quelle: Agentur für Erneuerbare Energien e. V. (Hrsg.): KOMM:MAG. Das Jahresmagazin zu Erneuerbaren Energien in Kommunen. 
Berlin, Januar 2012, S. 51, verändert. 
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Häufig können Kommunen Windenergiepro-
jekte nur in Kombination mit starken Investoren 
schultern. Geeignete Partner sind insbesondere 
Sparkassen und Volksbanken, Stadtwerke oder 
Verbandsgemeindewerke sowie regionale Ener-
gieunternehmen. Besonders die Stadtwerke oder 
Verbandsgemeindewerke können auch als Betrei-
ber der Anlagen fungieren, da sie über die Gege-
benheiten vor Ort häufig gut informiert sind. 
 
Die Einbindung dieser Partner kann über ge-
mischte Gesellschaftsformen erfolgen. Diese 
sind in verschiedenen Konstellationen möglich. 

So kann sich beispielsweise eine Anstalt des 
öffentlichen Rechts, die aus verschiedenen 
Gemeinden besteht, an einer GmbH oder einer 
GmbH & Co. KG beteiligen. An dieser wiede-
rum können sich Bürger oder Bürgergenossen
schaften, aber auch Banken oder weitere Un-
ternehmen beteiligen. Abbildung 5 zeigt eine 
derartige Konstruktion. 

Daneben sind Beteiligungen von Kommunen, 
Bürgern und Unternehmen in Genossenschaften, 
Aktiengesellschaften oder in Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung möglich.

Betreibermodelle

Abb. 5:  GmbH & Co. KG mit weiteren Beteiligten

übernimmt Komplemetärfunktion

Privater Projektbetreiber

Windenergie-Planungsgesellschaft mbH

Windenergie GmbH & Co. KG
Verwaltungsgesellschaft

Kommanditisten
AöR (s. o.)   |   Bürgergenossenschaft   |   Banken

AöR
Gemeinde A  |  Gemeinde B  |  Gemeinde N

Quelle: Meiborg, Stefan (Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH): Gemeindewirtschaftsrecht, Kommunale Betreibermodelle für Anla-
gen zur Gewinnung erneuerbarer Energien 2012. Vortrag bei Zukunftswerkstatt in Gerolstein am 02.05.2012. 
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In Rheinland-Pfalz nehmen die Bürgerinnen und 
Bürger die Energiewende zunehmend selbst in die 
Hand. Bei Bürgerbeteiligungsprojekten sind vor-
wiegend Gesellschaftsformen gefragt, bei denen 
die Haftung beschränkt ist. Damit wird eine per-
sönliche Haftung der Bürger mit dem Privatver
mögen ausgeschlossen. Als Rechtsformen sind 
überwiegend die GmbH & Co. KG und die einge-
tragene Genossenschaft geeignet, wie langjährige 
Erfahrungen aus Norddeutschland belegen. Dane-
ben sind weitere Beteiligungsformen über Gesell-
schaften des bürgerlichen Rechts, Stiftungen oder 
Fondsmodelle möglich.  

Bei der GmbH & Co. KG ist die Haftung auf die 
Höhe der Einlage beschränkt. Eine Gewinnaus
schüttung an die Gesellschafter wird mit dem 
jeweiligen Steuersatz des Gesellschafters besteu-
ert. Verluste werden für jedes Wirtschaftsjahr den 
Gesellschaftern entsprechend ihrem Kapitalanteil 
zugewiesen. Einkünfte gelten bei den beteiligten 
Bürgerinnen und Bürgern steuerlich als Einkünfte 
aus Gewerbebetrieben, für die kein Freibetrag 
besteht. 

Eingetragene Genossenschaften (eG) werden  
vielfach für einfache Beteiligungen an Windparks, 
an Photovoltaikanlagen oder an Nahwärmenetzen 
oder -anlagen gegründet. In ihr können sich ver-
schiedene Akteure wie Kommunen, Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen einbringen, und 
das schon mit einem geringen finanziellen Einsatz. 
Zudem ist die Haftung auf die Höhe der Einlage 
begrenzt. Die Höhe der Einlage kann sehr gering 
beginnen und auch in der einzelnen Gesamthöhe 
begrenzt werden. Die Genossenschaft gilt als eine 
besonders demokratische Rechtsform und kann 
als weniger gewinnorientiert angesehen werden. 

Bürgerenergiegenossenschaften 

Bis Ende 2012 wurden in Rheinland-Pfalz insge-
samt 22 Energiegenossenschaften gegründet. 
Mit Unterstützung der Landesregierung wurde 
2012 das „Landesnetzwerk Bürgerenergiegenos-
senschaften in Rheinland-Pfalz e.V. (LaNEG)“ 
gegründet. Heute sind 19 Energiegenossenschaf-
ten Mitglied im Landesnetzwerk. Das Netzwerk 
vertritt die Interessen der rheinland-pfälzischen 
Energiegenossenschaften, steht für die Vernet-
zung mit anderen Akteuren der Energiewende 
und unterstützt Neugründungen von Energiege-
nossenschaften. Das LaNEG ist somit die zentrale 
Anlaufstelle in Rheinland-Pfalz für alle Aspekte 
rund um dieses wichtige Thema. Weitere Informa-
tionen finden Sie unter www.laneg.de.

Abbildung 6 verdeutlicht die derzeitige Beteili-
gung von Bürgerinnen und Bürgern an Projekten 
im Bereich Erneuerbarer Energien, die bereits zu 
über 50 Prozent an den Anlagen beteiligt sind, 
auch als Grundstückseigentümer.

Akzeptanz und Bürgerbeteiligung
 
Untersuchungen der Universität Magdeburg 23 
zeigen, dass die Akzeptanz Erneuerbarer-Energien- 
Projekte bei den Menschen vor Ort stark vom  
Gerechtigkeitsempfinden abhängt. Hierbei spielt 
die Frage eine Rolle, ob eine gleichmäßige Vertei-
lung der Belastung und der finanzielle Vorteil aus 
der Anlage gegeben sind. Ebenso ist es wichtig, 
dass die Bürgerinnen und Bürger den Planungs- 
und Umsetzungsprozess als gerecht und fair 
empfinden. Ergebnis der Untersuchung war, 
dass sich lokale Widerstände vermeiden lassen, 

Gesellschaftsformen 
für Bürgerbeteiligungen
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Abb. 6:  Eigentümerverteilung bei Anlagen zur Erzeugung Erneuerbarer Energien

Quelle: Agentur für Erneuerbare Energien e. V. (Hrsg.): Akzeptanz und Bürgerbeteiligung für Erneuerbare Energien. Erkenntnisse aus der 
Akzeptanz- und Partizipationsforschung. Renews Spezial, Ausgabe 60, Berlin, November 2012, verändert.

Verteilung der Eigentümer an der bundesweit installierten Leistung zur Stromerzeugung  
aus Erneuerbaren-Energien-Anlagen 2010 (53.000 MW)

Privatpersonen 40%

Projektierer 14 %

Fonds / Banken 11 %

Gewerbe 9 %

Sonstige 1,5 %

Große vier 
Energieversorger 6,5 %

Andere 
Energieversorger 7 %

Landwirte 11 %

Gesamt: 53.000 MWel

wenn die Bürger besser informiert und stärker 
involviert werden. Das bedeutet eine frühzeitige 
Einbeziehung in die Planung und ein Angebot 
zur finanziellen Beteiligung, zum Beispiel durch 
Realisierung eines Windparks als Bürgerwindpark. 
Hierbei erhalten die Einwohner die Möglichkeit, 
Anteile an den Anlagen zu erwerben und am 
Gewinn beteiligt zu werden. Mögliche finanzielle 
Vorteile gleichen in gewissem Maße mögliche 
Belastungen aus. 

Die Akzeptanz der Anlagen lässt sich also ver-
bessern, wenn Beteiligungsmöglichkeiten für die 

Bevölkerung an den Windenergieprojekten oder 
Einzelanlagen eingeräumt werden und somit  
aus Betroffenen Nutznießer werden. Als weitere 
Maßnahmen zur Akzeptanzbildung in der Bevöl
kerung ist zukünftig die Direktvermarktung des  
lokal erzeugten Windstroms als „Bürgerstrom“  
zu niedrigen Strompreisen zu sehen. Regionale 
Anbieter oder Netzbetreiber können die Vermark-
tung des Stromes übernehmen und durch Koppe-
lung mit weiteren Stromprodukten (aus Photo-
voltaik, Wasserkraft u. a.) als Ökostrom anbieten. 
Maßnahmen dieser Art tragen zur Erhöhung der 
regionalen Wertschöpfung bei.

23 	 http://www.fg-umwelt.de/assets/files/Aktivitaet_und_Teilhabe/Abschlussbericht_Aktivitaet_Teilhabe_FKZ_0325052.pdf	
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Finanzielle 
Bürgerbeteiligungen

Bürgerwindpark
 
Eine direkte Beteiligung an Windenergiepro-
jekten kann in Form eines Bürgerwindparks 
erfolgen. Unter Umständen ist es bei den Parks 
möglich, dass sich auch Kommunen einbrin
gen und Anteile erwerben. Die Bürgerinnen 
und Bürger selbst können dabei aus den um-
liegenden Gemeinden kommen. Sie liefern 
hierbei das Eigenkapital durch Beteiligung als 
Kommanditisten oder als Genossen und werden 
wirtschaftlich zu Miteigentümern der Anlagen. 
Dadurch bleibt der wirtschaftliche Nutzen aus 
den Windenergieanlagen bei den Bürgerinnen 
und Bürgern und fließt nicht etwa an externe 
Investoren. Eine kommunale Wertschöpfung 
entsteht durch Rendite, Gewinne, Pachteinnah-
men und kommunale Steuereinnahmen. 
 
Der Vorteil dieser Herangehensweise ist eine 
erhöhte Akzeptanz und Unterstützung für 
die Windenergie innerhalb der Kommunen. 
Im besten Fall kann die Genehmigung und 
Realisierung eines Bürgerwindparks im breiten 
Konsens und ohne großen Widerspruch und 
Klagen erfolgen. Modelle dieser Art erlauben 
es, gemeinsam mit Kommunen, Bürgerinnen 
und Bürgern und Grundstücksbesitzern die 
bestmöglichen Lösungen zu finden. Ein Mit-
spracherecht ist gegeben und richtet sich nach 
der gewählten Gesellschaftsform des Bürger-
windparks. 
 
Zusätzlich kann der Bürgerwindpark auch be-
stimmte Einrichtungen der Gemeinde, die dem 
Allgemeinwohl dienen, finanziell unterstützen 
und dadurch ebenfalls zur Akzeptanzsteigerung 
beitragen.  

Inhaberschuldverschreibungen
 
Zur Finanzierung von Windenergie-Projekten 
können auch Inhaberschuldverschreibungen ge-
nutzt werden. Hierbei geben Bürger dem Investor 
(Stadtwerk, private Investoren) einen verzinsten 
Kredit (Inhaberschuldverschreibung) für eine  
vereinbarte Laufzeit. Ein Mitspracherecht oder  
ein Informationsrecht steht hier dem Bürger 
nicht zu. Allerdings sorgt die vereinbarte Zinszah-
lung für eine planbare Rendite. 
 
Inhaberschuldverschreibungen gelten als „Anlei-
hen“ und lassen sich im Hinblick auf Laufzeit, 
Verzinsung, Kündigung und Rückzahlungsbe-
dingungen frei gestalten. Derartige Angebote 
sind in Herten und in Brandenburg von den 
jeweiligen Stadtwerken zur Finanzierung von 
Energieprojekten als „Bürgerfonds“ entwickelt 
und umgesetzt worden. 
 
Für die Zinsen aus den Inhaberschuldverschrei-
bungen ist die Abgeltungssteuer zu entrichten.  
 

Fonds
 
Eine Mitfinanzierung von Windenergieprojekten 
kann über Fonds erfolgen, die von verschiedenen 
Anbietern angeboten werden. Hierbei handelt es 
sich um Anteile an Windparks. 
 
Werden die Anteile nur für ein bestimmtes Projekt 
und innerhalb einer bestimmten Zeit angeboten, 
ist ein geschlossener Fond gegeben. Häufig wer-
den eine Mindestbeteiligung und eine bestimmte 
Laufzeit mit dem Fonds verbunden. Die Gesell-
schaftsform bei geschlossenen Fonds ist in vielen 
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Fällen eine GmbH & Co. KG. Hierbei wird der 
Fondszeichner Miteigentümer des Unternehmens. 
Bei Fondsanteilen, die als stille Beteiligungen, 
Inhaberschuldverschreibungen, Genussrechte 
oder Nachrangdarlehen konzipiert sind, hat der 
Zeichner keine Mitwirkungs- und Kontrollrechte.  
 
Der Fonds muss oberhalb gewisser Bagatellgren
zen, die im Gesetz über Vermögensanlagen 
(Vermögensanlagengesetz – VermAnlG24) geregelt 
sind, einen von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) freigegebenen 
Prospekt vorweisen können. 
 
Erträge aus geschlossenen Windfonds sind zu ver-
steuern. Da die Einnahmen aus einem Gewerbe-
betrieb entstehen, wird der persönliche Steuersatz 
zugrunde gelegt. Eine Abgeltungssteuer fällt bei 
geschlossen Fonds nicht an.  

 
Sparbriefe
 
Zahlreiche Banken und Sparkassen sind bereits 
in den Markt der Erneuerbaren Energien einge-
stiegen und bieten spezielle Produkte dazu an. 
Dabei können beispielsweise die Banken über 
einen Sparbrief Mittel für Kredite zur Finanzierung 
von regionalen Windenergieanlagen bereitstel-
len. Hierdurch ist ein regionaler Bezug zu einem 
Vorhaben gegeben. Der Anleger ist nicht direkt 
mit den Anlagen verbunden. Er hat die Sicherheit 
eines normalen Bankproduktes über die deutsche 
Einlagensicherung. Durch eine feste Verzinsung ist 
die Rendite für den Anleger planbar. 
 
Aber auch eine direkte Verbindung zu Windener-
gieanlagen vor Ort ist möglich, wenn sich eine 
Bank daran beteiligt oder mit lokalen Stadtwerken 
entsprechende Beteiligungen oder Kreditverein-
barungen zur Errichtung bestimmter Anlagen 
treffen.  
 

Für die Zinsen aus Sparbriefen ist eine sogenannte 
Abgeltungssteuer (25 Prozent) zu zahlen, wobei 
die Freibeträge beachtet werden. 

Schritte zur Umsetzung von Bürgerbeteili-
gungsprojekten 
 
Erster Schritt zur Gründung eines „Bürgerwind-
parks“ ist eine Einwohnerversammlung, bei der 
das Vorhaben vorgestellt und fachlich erläutert 
wird. Hierbei sollten erfahrene Personen aus ähn-
lichen Vorhaben, aber auch Fachleute für Steu-
erfragen, von Banken oder unabhängige Berater, 
mitwirken. Die Grundzüge des Vorhabens, seine 
Vor- und Nachteile, mögliche Rechtsformen und 
Finanzierungen werden hier dargelegt. 
 
Bei der Versammlung sollten verantwortliche Per-
sonen bestimmt werden, die sich um die weiteren 
Schritte zur Entwicklung des Vorhabens kümmern, 
insbesondere um die Gründung einer Gesellschaft 
oder Genossenschaft. 
 
Die Bürgerinnen und Bürger als Gesellschafter 
sollten die erworbenen Anteile nach Möglichkeit 
nur innerhalb der Familie, der Gemeinde oder 
der Gesellschaft vererben bzw. weiterverkaufen 
dürfen. Der Gesellschaft sollte ein Vorkaufsrecht 
zugestanden werden. 
 
Um eine möglichst breite Streuung der Anteile 
zu erreichen, kann ein „Rundenverfahren“ durch-
geführt werden, bei dem in einer ersten Runde 
jeder Interessent nur einen bestimmten Anteil 
an der Gesellschaft erwerben kann. In weiteren 
Runden können dann jeweils bestimmte Anteile 
hinzu erworben werden. Sie geben die Möglich-
keit, sich im gewünschten Maße zu beteiligen. 
Durch eine breite Streuung der Anteile kann eine 
Konzentration auf wenige Anteilseigner vermie-
den werden. 

24 	http://www.gesetze-im-internet.de/vermanlg/__2.html	
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Das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) erlaubt 
den Betreibern von Windenergieanlagen unter 
bestimmten Voraussetzungen die Direktver-
marktung von lokal erzeugtem Strom. Aus 
diesem Grund können einzelne Windparkbe‑ 
treiber den erzeugten Strom nicht nur an der 
Strombörse verkaufen sondern ihn auch den 
Bürgerinnen und Bürger in den Dörfern in 
unmittelbarer Nachbarschaft zu den Anlagen 

anbieten oder überregional vermarkten. Die 
Direktvermarktung wird unter anderem bereits 
von Windparkbetreibern im Raum Alzey / Wörr
stadt in Rheinland-Pfalz praktiziert. Der ver
kaufte Strom ist zumeist etwas preiswerter als 
der Strom der übergeordneten Regionalversor-
ger. Somit haben die Bürgerinnen und Bürger 
vor Ort einen finanziellen Vorteil durch den 
Betrieb der Anlagen. 

Windstromvermarktung
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Links und 
weiterführende Beratung
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Projektierung kommunaler  
Energiegesellschaften
 
Der Gemeinde- und Städtebund sowie der Land
kreistag Rheinland-Pfalz haben unter Leitung der 
Mittelrheinischen Treuhand und mit Förderung  
durch das Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz,  
Energie und Landesplanung Rheinland-Pfalz ein 
gemeinsames Modellprojekt durchgeführt.  

Im Rahmen dieses Modellprojekts wurde muster
haft ein umfassendes Konzept für den Aufbau einer 
kommunalen Energiegesellschaft zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien, insbesondere von Winde-
nergie, erstellt. Dargestellt wird, wie insbesondere 
der kommunal getragene Ausbau der Windkraft 
ökonomisch und ökologisch sinnvoll vollzogen 
werden kann. Hierbei werden verschiedene gesell-
schaftsrechtliche, gemeindewirtschafts- als auch 
haushaltsrechtliche, vergabe- und beihilferecht-
liche, steuerrechtliche sowie planungsrechtliche 
Aspekte für die Konzeption eines sich über alle 
kommunalen Ebenen erstreckenden Energiewirt-
schaftsverbundes beleuchtet. 

Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz
Deutschhausplatz 1 
55116 Mainz 
Tel.: 06131 – 23 98 – 0 
E-Mail: info@gstbrp.de 
Internet: www.gstbrp.de  
 
Landkreistag Rheinland-Pfalz 
Deutschhausplatz 1 
55116 Mainz 
Tel.: 06131 – 28 655 – 0 
post@landkreistag.rlp.de 
www.landkreistag.rlp.de  
 

Rundschreiben Windenergie
 
Das „Rundschreiben Windenergie“ soll die ein-
schlägigen geltenden Rechtsvorschriften in Rhein-
land-Pfalz erläutern und dazu beitragen, deren 
einheitliche Umsetzung zu gewährleisten. Es stellt 
eine Interpretationshilfe für die Behörden dar,  
die an den Genehmigungsverfahren zur Errichtung 
von Windenergieanlagen beteiligt sind. Darüber  
hinaus soll das Rundschreiben Gemeinden, Un-
ternehmen und sonstige Dritte über geltende Vor-
schriften und Verfahrensschritte informieren.
 
Internet: www.mwkel.rlp.de/Klimaschutz,-Energie 

Leitfaden „Kommunale Handlungsmöglich-
keiten beim Ausbau der Windenergie – unter 
besonderer Berücksichtigung des Repowering“ 

Die Dokumentation des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes stellt die Auswirkungen der 
Windenergienutzung und des Repowering auf 
lokaler Ebene umfassend dar. Es werden nicht 
nur Handlungsempfehlungen zum Thema „Re-
powering“, sondern auch zahlreiche Hinweise zur 
Windenergienutzung im Allgemeinen gegeben.

Die Broschüre informiert über die technischen  
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
und gibt Städten und Gemeinden Hinweise zur 
planungsrechtlichen Steuerung von Windener-
gieanlagen. Weitere Themen wie die Umweltein-
wirkungen der Windenergie auf Anwohner, die 
Auswirkungen des Repowering auf den Netz-
ausbau oder das Thema „Soziale Akzeptanz für 
Windenergienutzung und Repowering“ werden 
ebenfalls dargestellt. Die Broschüre (DStGB Doku 
Nr. 111) ist zu beziehen über 
 
Deutscher Städte- und Gemeindebund 
Marienstraße 6 
12207 Berlin 
Tel.: 030 – 777307 – 0 
E-Mail: dstgb@dstgb.de 
Internet: www.dstgb.de 
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Repowering-Infobörse 

Das Bundesumweltministerium hat gemeinsam 
mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund 
(DStGB) eine Informationsbörse eingerichtet, 
die Kommunen beim Repowering unterstützt. 
Neben dem Angebot von allgemeinen Informatio
nen zum Repowering werden folgende Themen 
behandelt: Auswirkungen des Repowerings auf die 
gemeindliche Entwicklung, allgemeine technische 
und planungsrechtliche Grundlagen, wirtschaft-
liche Aspekte oder die mögliche Neuordnung 
der Landschaft, die Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild sowie naturschutzfachliche Belange. 
Internet: www.repowering-kommunal.de 

Kommunale Wertschöpfung  
durch Erneuerbare Energien
 
Die Agentur für Erneuerbare Energien hat 2010 
erstmals in einer systematischen und ver
gleichbaren Analyse die Wertschöpfungseffekte 
Erneuerbarer Energien auf kommunaler Ebene 
untersuchen lassen.  
 
Agentur für Erneuerbare Energien e.V. 
Reinhardtstraße 18 
10117 Berlin 
Tel.: 030 – 200535 – 3 
E-Mail: kontakt@unendlich-viel-energie.de 
Internet: www.unendlich-viel-energie.de  
 

Windenergieanlagen im Wald

Die Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft (DLG) 
hat 2011 ein Merkblatt zur Errichtung von Wind–
rädern im Wald herausgegeben. Die Publikation 
betrachtet Aspekte wie technische und rechtliche 
Rahmenbedingungen der Standortauswahl sowie 
Betrachtungen zur Wirtschaftlichkeit. 

DLG e.V. 
Eschborner Landstraße 122 
60489 Frankfurt a. M. 
Tel.: 069 – 24 788 – 0  
E-Mail: info@DLG.org 
Internet: www.dlg.org 

Bürger machen Energie. In sieben Schritten zur 
Energiegenossenschaft

Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie 
und Landesplanung Rheinland-Pfalz November 
2012
Internet: http://www.mwkel.rlp.de/Service/    
> Publikationen   > Energie

Landesnetzwerk BürgerEnergieGenossen
schaften Rheinland-Pfalz e.V. – LaNEG

Dr. Verena Ruppert
Diether-von-Isenburg-Str. 9 – 11
55116 Mainz
Tel.: 06131 – 6939558
E-Mail: info@laneg.de
Internet: www.laneg.de

energiewende jetzt 

Ev. Arbeitsstelle Bildung und Gesellschaft
Projekt „Energiegenossenschaften“
Dietmar Feiherr von Blittersdorff
Kronstraße 40
76829 Landau
Tel.: 06341 – 9858 – 16
info@energiegenossenschaften-gruenden.de
www.energiegenossenschaften-gruenden.de 

Leitfaden Bürgerwindpark –  
Mehr Wertschöpfung für die Region
 
3. Auflage. Windcomm Schleswig Holstein.  
Husum, o. D.  
Internet: www.windcomm.de 
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Kommunikationsratgeber zum Ausbau  
der erneuerbaren Energien
 
Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. 
Charitéstraße 3 
10117 Berlin 
Tel.: 030 – 28 49 84 – 0 
Internet: http://www.nabu.de/imperia/md/
content/nabude/energie/20.pdf 

Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz,  
Energie und Landesplanung Rheinland-Pfalz
 
Stiftsstraße 9 
55116 Mainz 
Tel.: 06131 – 16 – 0 
E-Mail: Poststelle@mwkel.rlp.de 
Internet: www.mwkel.rlp.de   
 

Ministerium des Innern,  
für Sport und Infrastruktur
 
Schillerplatz 3 – 5 
55116 Mainz 
Tel.: 06131 – 16 – 0 
E-Mail: poststelle@isim.rlp.de 
Internet: www.isim.rlp.de   
 

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft,  
Ernährung, Weinbau und Forsten
 
Abteilung Forsten – Landesforsten 
Kaiser-Friedrich-Straße 1 
55116 Mainz 
Tel.: 06131 – 16 – 0 
E-Mail: Poststelle@mulewf.rlp.de;  
web.foerster@wald-rlp.de 
Internet: www.mulewf.rlp.de  

Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz
 
Deutschhausplatz 1 
55116 Mainz 
Tel.: 06131 – 23 98 – 0 
E-Mail: info@gstbrp.de 
Internet: www.gstbrp.de 

ENERGIEAGENTUR 
Rheinland-Pfalz GmbH
 
Trippstadter Straße 122 
67663 Kaiserslautern  
Tel.: 0631 – 205 75 – 7100 
E-Mail: info@energieagentur.rlp.de 
Internet: www.energieagentur.rlp.de  

Transferstelle für Rationelle und Regenerative 
Energienutzung Bingen (TSB) 
 
Die Transferstelle Bingen berät Kreise, Städte 
und Gemeinden im Bereich der regionalen und 
kommunalen Energieversorgung. Dazu er-
stellt sie sowohl Einzelkonzepte für öffentliche 
Liegenschaften als auch umfassende Klima
schutzkonzepte, die als richtungsweisende Ent
scheidungsgrundlage dienen. Die TSB begleitet 
dabei die gesamte Umsetzung der gesetzten 
Klimaschutzziele. Kommunen, die sich für nach-
haltige Mobilität interessieren, berät die TSB in 
der Beschaffung und Bewertung neuer Mobili-
tätskonzepte. Auch für Gewerbe und Industrie 
ist die TSB seit über 20 Jahren ein kompetenter 
Ansprechpartner, wenn es um die Steigerung  
der Energieeffizienz im Unternehmen geht. 
 
Berlinstraße 107a  
55411 Bingen  
Tel.: 06721 – 98424 – 0  
E-Mail: tsb@tsb-energie.de  
Internet: www.tsb-energie.de  

Ansprechpartner: 
Dipl.-Ing. (FH) Michael Münch  
Dipl.-Ing. (FH) Kerstin Kriebs
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